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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Quelles pourraient être les conséquences du vote du 9 février 2014 sur l'immigration
de masse pour la Suisse en tant que pays hôte de nombreuses organisations
internationales? Comme le dispose le nouvel article 121a de la Constitution fédérale,
des quotas d'immigration seront réintroduits, ce qui pourrait entraver la fonction de
pays hôte de la Suisse et les relations qu'elle entretient avec les organisations
internationales présentes sur son territoire. Le conseiller national Manuel Tornare (ps,
GE) a donc déposé un postulat invitant le Conseil fédéral à présenter au Parlement un
répertoire complet des traités internationaux qui sont contraires à la réintroduction
des quotas d'immigration et de montrer quels problèmes de compatibilité l'article 121a
pose avec le droit international, spécialement tous les accords de siège conclus entre la
Suisse et les organisations internationales basées à Genève - comme l'ONU, l'OIT et
l'OMS. Le Conseil fédéral a proposé d'accepter le postulat, notant qu'il y avait bien lieu
d'examiner si la nouvelle disposition constitutionnelle présentait une incompatibilité
avec les traités internationaux. Le Conseil national a adopté le postulat lors de la
session d'été sans discussion. 1

POSTULAT
DATUM: 20.06.2014
CAROLINE HULLIGER

Das Freizügigkeitsabkommen, die EFTA-Konvention sowie der Rahmenvertrag Schweiz-
Liechtenstein seien absolut unvereinbar mit dem neuen, durch die Annahme der
Masseneinwanderungsinitiative geschaffenen Verfassungsartikel 121a. Diese drei
Verträge müssten demnach innerhalb von drei Jahren neu verhandelt und angepasst
werden. Zu diesem Schluss kam das EDA in seinem Bericht zur Frage nach der
Vereinbarkeit des Verfassungsartikels 121a mit den internationalen Verpflichtungen
der Schweiz vom Mai 2014. Nationalrat Tornare (sp, GE) hatte mittels Postulat eine Liste
der völkerrechtlichen Verträge gefordert, welche durch den neuen Verfassungsartikel
verletzt würden. 
Viele der überprüften internationalen Verträge wiesen je nach Auslegungsvariante des
im Verfassungsartikel verwendeten Begriffs «Ausländer, die in die Schweiz zuwandern»
bloss potentielle Normkonflikte mit Verfassungsartikel 121a auf. Diese Normenkonflikte
könnten jedoch vermieden werden, wenn sie bei der Festlegung der Höchstzahlen und
Kontingente berücksichtigt würden.

Das Anliegen des Postulats wurde gemäss Bundesrat durch den Bericht des EDA erfüllt,
daher beantragte er dessen Abschreibung. Im Zuge der Beratung der Rasa-Initiative
empfahl der Bundesrat erneut die Abschreibung des Postulats Tornare. In der
Sommersession 2017 wurde dieses schliesslich durch den Nationalrat abgeschrieben. 2

BERICHT
DATUM: 19.09.2017
AMANDO AMMANN

Ein Postulat Béglé (cvp, VD) verlangt vom Bundesrat, dass er darauf hinwirke, die
Schweiz als Epizentrum der internationalen Digitalisierungsgouvernanz zu
positionieren. Die Risiken und Gefahren im Cyberspace würden eine Genfer Konvention
über die Digitalisierung notwendig machen, welche eine friedliche Nutzung des
Cyberspaces garantieren solle. Eine neutrale Organisation nach dem Vorbild des IKRK
solle für die Umsetzung der Konvention sorgen, Sitz dieser Organisation solle Genf sein.

Der Bundesrat beantragte zwar die Annahme des Postulates, wies jedoch darauf hin,
dass es wohl in naher Zukunft keinen internationalen Konsens zur Schaffung einer
Konvention geben werde. Der Bundesrat wolle aber an den Entwicklungen in diesem
Bereich dranbleiben und unterstütze in diesem Sinne das Postulat. Der Nationalrat
überwies das Postulat Mitte März 2018 mit 113 zu 78 Stimmen (0 Enthaltungen). 3

POSTULAT
DATUM: 15.03.2018
NIKLAUS BIERI

Jahresrückblick 2019: Aussenpolitik

Im Jahr 2019 beschäftigte sich das Parlament im Rahmen der Schweizer Aussenpolitik
mit Geschäften im Bereich der Aussenwirtschaft – wie Freihandelsabkommen und
Doppelbesteuerungsabkommen – aber auch mit zwischenstaatlichen Beziehungen. Wie
die Medienanalyse von APS zeigt, nahm das mediale Interesse – im Vergleich der letzten
drei Jahre – an Geschäften, die sich mit Staatsverträgen oder Entwicklungspolitik

BERICHT
DATUM: 31.12.2019
AMANDO AMMANN
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befassten, tendenziell eher ab. Über die Beziehung zwischen der Schweiz und der EU
wurde besonders oft berichtet. Dies dürfte insbesondere an den neuen Entwicklungen
und Eskalationsstufen rund um das institutionelle Rahmenabkommen mit der EU sowie
an dem zweiten Beitrag an ausgewählte EU-Mitgliedsstaaten – in den Medien als
Kohäsionsmilliarde bezeichnet – liegen. 

Ein erster gewichtiger Schwerpunkt im Jahr 2019 bildete jedoch ein anderer
Politikbereich, die Aussenwirtschaftspolitik. So entschieden die Räte unter anderem
über aktualisierte Freihandelsabkommen zwischen den EFTA-Staaten und der Türkei
sowie Ecuador. Hinzu kam das revidierte Agrarabkommen zwischen der Schweiz und
der Türkei. Insbesondere gegenüber Letzterem gab es aufgrund der kritischen
Menschenrechtslage in der Türkei zwiespältige Gefühle. Eine Minderheit forderte, mit
Verweis auf Berichte der EU und der UNO, gar die Rückweisung an den Bundesrat. Der
Bundesbeschluss wurde aber vom Ständerat im März und vom Nationalrat im Juni
angenommen. Die Kantone Thurgau (Kt.Iv. 17.317) und Genf (Kt.Iv. 18.303) hatten in den
vergangenen Jahren Standesinitiativen lanciert, um bei den Verhandlungen von
Freihandelsabkommen mit Malaysia und Indonesien die Zollbefreiung von Palmöl und
Palmkernöl zu verhindern. Grund dafür war einerseits die Sorge, dass einheimische
Ölproduzenten durch die Aufweichung der Grenzschutzmassnahmen benachteiligt
werden könnten, andererseits wurden auch die negativen ökologischen Folgen der
Palmölproduktion bemängelt. Im März wurden zwei dieser Initiativen durch den
Nationalrat versenkt, drei weitere standen aber noch an, womit das Thema beileibe
noch nicht vom Tisch war. Ebenfalls im März wurde im Nationalrat – als Zweitrat – eine
Motion der APK-SR (Mo. 18.3717) angenommen, die verlangte, dass die beiden
Freihandelsabkommen sich nicht negativ auf die inländische Ölproduktion auswirken
dürfen. Diesen Forderungen wurde Rechnung getragen, woraufhin der Nationalrat dem
Freihandelsabkommen mit Indonesien zustimmte. Eine Minderheit zeigte sich zwar mit
den Regelungen zur Nachhaltigkeit von Palmöl nicht zufrieden, doch sie unterlag mit
ihrem Antrag. Zwar noch kein konkretes FHA, aber dafür zumindest die Erlaubnis für
erste Sondierungsgespräche über ein Freihandelsabkommen mit den USA gab es in der
Sommersession. Die Motion von Ständerat Graber (cvp, LU; Mo. 18.3797) aus dem Jahr
2018 erhielt auch vonseiten des Bundesrats Unterstützung und wurde im Juni vom
Nationalrat ebenfalls angenommen. Dadurch soll die Schweizer Exportindustrie gestärkt
und der Zugang zum amerikanischen Markt, der sich seit 2016 immer
protektionistischer gibt, gesichert werden. 
Eine Änderung des Doppelbesteuerungsabkommens mit Grossbritannien wurde
ebenso problemlos angenommen wie der Abschluss eines nach mehrjähriger
Verhandlung erarbeiteten Doppelbesteuerungsabkommen mit Brasilien. Weitere
Anpassungen an bestehenden Doppelbesteuerungsabkommen zur Implementierung von
Mindeststandards stehen 2020 bevor.  

Am meisten Gesprächsstoff boten sicherlich jene Debatten, welche die Beziehung
zwischen der EU und der Schweiz zum Thema hatten. Für hitzige Diskussionen und
Differenzen zwischen der Bundesversammlung und dem Bundesrat sorgte im Juni das
kritisierte und noch immer nicht abgeschlossene institutionelle Rahmenabkommen
zwischen der Schweiz und der EU. Ausdruck der Unzufriedenheit war die im März
abgelehnte Motion von Ständerat Minder (parteilos, SH; Mo. 18.4165), die vom Bundesrat
die Nichtunterzeichnung des Abkommens verlangte. Anfang Juni kam es schliesslich zu
einer mehr oder weniger offenen Konfrontation zwischen Bundesbern und Brüssel, als
der Bundesrat in einer Botschaft Klärung zu fundamentalen Fragen des institutionellen
Abkommens forderte. Zwar schätzte man den Entwurf des Abkommens grundsätzlich
positiv ein, doch die Europäische Kommission solle mehr Rücksicht auf nationale
Prozesse nehmen, damit man in Fragen des Lohn- und Arbeitnehmerschutzes, der
Unionsbürgerrichtlinie und der staatlichen Beihilfen eine Einigung finde. Auch der
Ständerat schlug in die gleiche Kerbe, als er kurz darauf mittels Motion (Mo. 19.3416) die
Regierung und deren Chefunterhändler mit Zusatzverhandlungen beauftragte. Des
Weiteren hing die «Begrenzungsinitiative» der SVP quasi als Damoklesschwert über
dem bilateralen Weg der Schweiz. 
Die Antwort aus Brüssel liess nur einige Tage auf sich warten, als Kommissionspräsident
Juncker durchblicken liess, dass Nachverhandlungen kaum eine Chance hätten. Die
Medien berichtete, dass sich die EU offiziell «offen für ergänzende Gespräche» zeige,
aber durch die Blume deutlich mache, dass der Schweiz kaum Spielraum eingeräumt
werden würde. Für Empörung sorgte Jean-Claude Juncker mit seinem Ultimatum, dass
die von der Schweiz geforderten ergänzenden Gespräche innert einer Woche
abgehandelt werden müssten. Als Druckmittel hatte die EU noch immer die in der Luft
hängende Verlängerung der Börsenäquivalenz in der Hinterhand, die bei Nichterfüllung
des Ultimatums beendet werden könnte. 
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Ebenjene Entwicklungen hinsichtlich der Anerkennung der Börsenäquivalenz sorgten in
der Schweiz mit ihrem traditionell starken Bankenplatz schon seit geraumer Zeit für
rote Köpfe. Die Europäische Kommission hatte Ende Dezember 2017 die Verlängerung
der Börsenäquivalenz von den Fortschritten bei den Verhandlungen über ein
institutionelles Abkommen abhängig gemacht. Zwar hatte sie die EU anfänglich befristet
bis zum 30. Juni 2019 verlängert, erklärte sie danach aber für beendet.
Dementsprechend zahlten sich die 2018 ergriffenen Massnahmen des Bundesrats zum
Schutz der Börseninfrastruktur im Fall einer Nichtverlängerung der
Äquivalenzanerkennung aus. Auch medial war das bevorstehende Ende der
Börsenäquivalenz – und damit gezwungenermassen das institutionelle
Rahmenabkommen – das dominierende Thema. Eine drohende Eskalation, die mit der
Aufhebung der Börsenäquivalenz erst ihren Anfang nähme, wurde befürchtet. Die
medial kritisierte bilaterale «Trotzkopf-Logik», die sich durch gegenseitige angedrohte
Sanktionen äussere, wurde für enorm kontraproduktiv befunden. Das effektive Ende
der Börsenäquivalenz Anfang Juli wurde in der Presse hingegen eher nüchtern
thematisiert; man verwies auf die in naher Zukunft marginalen, möglicherweise gar
positiven Auswirkungen für die Schweizer Börse. Kritisiert wurde vor allem, dass diese
gegenseitige Blockade keine positiven Signale hinsichtlich zukünftiger Verhandlungen
über das Rahmenabkommen aussende. 

Sehr umstritten war aufgrund dieser Kette von Ereignissen der zweite Schweizer
Beitrag an ausgewählte EU-Staaten, der im März und Juni ausgiebig diskutiert wurde.
Die Aufstockung der Mittel für den Migrationskredit auf Kosten des
Kohäsionsrahmenkredits wurde vor allem von den linken Parteien kritisiert. Im
Nationalrat errangen schliesslich zwar beide Kreditanträge eine Mehrheit, doch der
Ständerat stimmte den vorgeschlagenen Änderungen nicht zu. Eng verbandelt mit dem
Kohäsionskredit war ein Entwurf für eine Asylgesetzesänderung. Dieser sollte es dem
Bundesrat erlauben, ohne Zustimmung des Parlaments internationale Abkommen im
Rahmen des – vom Parlament bereits beschlossenen – Migrationskredits
abzuschliessen. Bei beiden Geschäften entstanden Differenzen zwischen den beiden
Parlamentskammern, denn es war bis anhin nicht eindeutig geklärt, ob die Massnahmen
der EU – siehe Börsenäquivalenz – als diskriminierend eingestuft werden können, was
wiederum die Blockierung der Schweizer Fördergelder zur Folge hätte. Der Bundesrat
gelangte im Herbst zum Schluss, dass die EU-Massnahmen unter dem WTO-
Gleichbehandlungsgebot tatsächlich als diskriminierend gelten. Somit würden die
beiden Kredite selbst bei einer Genehmigung durch die Räte bis auf Weiteres nicht
ausbezahlt werden. Im Dezember beriet der Nationalrat schliesslich ein letztes Mal über
den zweiten Beitrag der Schweiz an die EU und bereinigte die Differenzen zum
Ständerat. Somit waren die beiden Kredite zwar bewilligt, ausbezahlt werden sie aber
erst, wenn die Börsenäquivalenz wiederhergestellt ist.
Im August zeigte sich Bundesrat Cassis nicht sehr optimistisch und bezeichnete eine
Einigung im Rahmenabkommen mit der amtierenden Kommission als «ein Wunder».
Nach ihrem Amtsantritt liess die neue Kommissionspräsidentin, Ursula von der Leyen
verlauten, dass die Verhandlungen mit der Schweiz auch weiterhin Chefsache blieben.
Die Medien zweifelten aber nach wie vor an einer Einigung vor der Abstimmung zur
Begrenzungsinitiative.

Nicht alle Verhandlungen zwischen der EU und der Schweiz gestalteten sich so
problematisch wie die bisher aufgeführten. Die Sicherheit des Schengen-Raums und
eine qualitativ hochwertige Grenzkontrolle schienen diesbezüglich ein verbindendes
Element zu sein. Auf alle Fälle sprachen sich Ständerat und Nationalrat mit grosser
Mehrheit für den bundesrätlichen Entwurf zum EES (Entry-Exit-System / Einreise- und
Ausreisesystem) und die damit verbundenen Anpassungen des Ausländer- und
Integrationsgesetzes aus. Bereits im Mai hatte sich das Volk nachdrücklich zum
Schengen-Raum bekannt, als es der Übernahme einer EU-Waffenrichtlinie zustimmte,
die unter anderem den Besitz halbautomatischer Waffen verschärfen sollte. 

Auch über die Rolle der Schweiz als Gastland und Zentrum der Global Governance
wurde intensiv beraten. Ebendiese soll auch weiterhin gestärkt und ausgebaut werden,
damit die Schweiz – und insbesondere Genf – weiterhin ein internationales Zentrum für
Diplomatie, Krisenbewältigung und NGOs sein kann. In eine ähnliche Richtung zielte die
Diskussion über die Erneuerung des Kredits für drei Genfer Zentren in der
Herbstsession. Diese bemühen sich um politische Sicherheit, humanitäre
Minenräumung und die demokratische Kontrolle von Streitkräften. Obwohl der Kredit
noch nicht definitiv beschlossen wurde, zeigten sich beide Kammern von der
Wichtigkeit der Schweizer Aussenwahrnehmung in diesen Politikfeldern überzeugt. 4
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Jahresrückblick 2020: Aussenpolitik

Nebst dem Dauerbrenner «Institutionelles Rahmenabkommen» hielten auch die
Auswirkungen der Corona-Krise im Bereich der Aussenpolitik das Parlament und den
Bundesrat auf Trab. Sie waren aber beileibe nicht die einzigen Themen, welche die
Schweizer Aussenpolitik im Jahr 2020 prägten. 

Mitte März beschloss der Bundesrat aufgrund der Corona-Pandemie die Einführung von
Schengen-Grenzkontrollen – und damit faktisch die Schliessung der Grenzen – zu allen
Nachbarländern mit Ausnahme Liechtensteins. Diese Restriktionen wurden in den
darauffolgenden Wochen auf die Schengen-Aussengrenzen und Flüge aus sämtlichen
Schengen-Staaten ausgeweitet. Kurz darauf ergriff das EDA erste Massnahmen, um den
im Ausland gestrandeten Bürgerinnen und Bürgern die Rückreise in die Schweiz zu
erleichtern. Da diese Massnahmen bereits nach wenigen Tagen nicht mehr ausreichten,
da abgesagte Flüge und geschlossene Grenzen die eigenständige Rückreise
verunmöglichten, initiierte das EDA die bis anhin grösste Rückholaktion von Schweizer
Reisenden aller Zeiten. Im Rahmen dieser Aktion führten Edelweiss und Swiss bis Ende
April Repatriierungsflüge für rund 7000 Personen durch. Mit dem Abflachen der ersten
Infektionswelle wurde im Mai rasch der Ruf nach einer möglichst baldigen Öffnung der
Grenzen zu Deutschland und Frankreich und der Wiederherstellung der
Personenfreizügigkeit laut. Trotz des Drängens der Parlamentarierinnen und
Parlamentarier führte der Bundesrat Lockerungen erst wie geplant im Juni ein. 

Das Evergreen der Schweizer Aussenpolitik, das institutionelle Rahmenabkommen,
geriet ob der Corona-Krise bisweilen fast ein wenig in Vergessenheit, gewann aber
spätestens nach der Ablehnung der Begrenzungsinitiative an der Urne wieder an
Bedeutung. Das hatte einerseits mit einer Erklärung der Sozialpartner zu tun, welche
sich nicht hinter die zuletzt vorgestellte Fassung des Rahmenabkommens stellen
wollten. Andererseits sorgte aber vor allem auch die Absetzung des bisherigen EU-
Chefunterhändlers – Roberto Balzaretti – und die damit einhergehende Ernennung von
Livia Leu zur neuen Staatssekretärin und Chefunterhändlerin für mediale Schlagzeilen.
Während zahlreiche Parlamentarierinnen und Parlamentarier den Nutzen des Wechsels
in Frage stellten und den Bundesrat für seinen Personalverschleiss kritisierten, zeigten
Vertreter der EU wenig Verständnis für erneute Verzögerungen aufseiten der Schweiz.
Durch die Annahme eines Postulats Nussbaumer(sp, BL; Po. 18.3059) forderte das
Parlament vom Bundesrat derweil die Möglichkeit der parlamentarischen Mitwirkung in
den Angelegenheiten Schweiz-EU, sofern das Rahmenabkommen angenommen werden
sollte. Deutlich weniger polarisierend waren die Genehmigung und Umsetzung des
Europäischen Reiseinformations- und Genehmigungssystems für den Schengen-Raum
sowie eine nötig gewordene Änderung des Ausländer- und Integrationsgesetzes, die
vom Ständerat einstimmig angenommen wurden.

Neben diesen zwei zentralen Aspekten tat sich aber in der Aussenpolitik 2020 noch
einiges: Begonnen hatte das aussenpolitische Jahr im Januar mit der Veröffentlichung
der Aussenpolitischen Strategie 2020-2023, die erstmals im Rahmen eines
interdepartementalen Prozesses erarbeitet worden war, um die Kohärenz zwischen
Innen- und Aussenpolitik zu verbessern. Frieden und Sicherheit, Wohlstand,
Nachhaltigkeit sowie Digitalisierung bildeten die vier inhaltlichen Schwerpunkte der
Strategie. Im Februar folgte sodann die Strategie der internationalen Zusammenarbeit
2021-2024, welche den Handlungsrahmen für die Bereiche der
Entwicklungszusammenarbeit, der humanitären Hilfe, der Förderung des Friedens und
der menschlichen Sicherheit vorgab. Im Vergleich zur Strategie der Vorperiode (2017-
2020) wurden die Beendigung der extremen Armut und die Bekämpfung des
Klimawandels stärker gewichtet. 

Von besonderer Bedeutung für die Schweizer Aussenpolitik ist traditionsgemäss die
Rolle der Schweiz in internationalen Organisationen aber auch als Sitz ebenjener. Die
Kandidatur für ein nichtständiges Mandat im UNO-Sicherheitsrat 2023/24
beschäftigte das Parlament im abgelaufenen Jahr auf ganz unterschiedliche Weise.
Während Roland Büchel (svp, SG) noch immer für einen Verzicht auf die Kandidatur
kämpfte, sorgte sich die Aussenpolitische Kommission des Ständerats vor allem um den
Einbezug des Parlaments im Falle eines Erfolgs. Für den Bundesrat stand die Kandidatur
ausser Frage, was er unter anderem durch die Erwähnung in der Aussenpolitischen
Strategie zementierte. Er argumentierte überdies, dass das Mandat nicht zuletzt auch
der Standortförderung des internationalen Genfs diene. Die Wettbewerbsfähigkeit
Genfs wurde 2020 auch durch die Finanzhilfen an die Internationale Fernmeldeunion
und die Strategie zur Digitalaussenpolitik, mit welcher Genf zum Zentrum der
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internationalen Gouvernanz im Bereich Cyberspace gemacht werden soll, gefördert. Die
SVP bemühte sich zudem um den Rückzug der Schweiz vom UNO-Flüchtlingspakt und
eine Senkung des Finanzbeitrags an die UNRWA, fand aber keine Unterstützung über die
Fraktionsgrenzen hinaus. 

In der Entwicklungspolitik gaben vor allem die Kapitalerhöhungen der Weltbankgruppe
und der Afrikanischen Entwicklungsbank Anlass zu ausführlichen Ratsdebatten. Zwei
Minderheiten der Ratsrechten setzten sich für ein Nichteintreten ein und begründeten
ihre Ablehnung unter anderem mit der finanziellen Belastung der Schweiz in der
Corona-Krise, die solche Ausgaben nicht zuliesse. Im Endeffekt nahmen beide Räte die
Krediterhöhungen an, genauso wie einen von der APK-NR beantragten Nachtragskredit
für die humanitäre Hilfe.

Ferner beschäftigte sich das Parlament ausgiebig mit dem Umgang der Schweiz mit dem
Brexit. Im Rahmen der sogenannten Mind-the-Gap-Strategie setzten sich die Räte
unter anderem mit einem Abkommen zur Fortsetzung der Personenfreizügigkeit
auseinander und loteten eine vertiefte wirtschaftliche Zusammenarbeit mit dem
Vereinigten Königreich aus. In beiden Fällen sprach sich das Parlament mit grosser
Mehrheit für die Kooperation mit Grossbritannien aus. 
Im Nachgang des 2019 gefällten EDA-Entscheids zu den Tätigkeiten der Pilatus AG in
Saudi-Arabien und den Vereinigten Arabischen Emiraten veröffentlichte der Bundesrat
Anfang Jahr einen Bericht zur Überprüfung des Bundesgesetzes über die im Ausland
erbrachten Sicherheitsdienstleistungen. Er beschloss die Prüfung einer
Gesetzesrevision, weshalb im Juni eine Motion der SIK-NR zur gleichen Thematik
abgelehnt wurde. 
Wenn auch inhaltlich nicht sonderlich bedeutsam, war die schiere Menge an
Anpassungen von Doppelbesteuerungsabkommen im Jahr 2020 dennoch
bemerkenswert. Grund für die Änderungsprotokolle waren die neuen OECD-
Mindeststandards, denen sich die Schweiz im Rahmen des BEPS-Übereinkommens
bereits im vergangenen Jahr unterworfen hatte. Zudem genehmigte das Parlament auch
das lange Zeit sistierte Doppelbesteuerungsabkommen mit Saudi-Arabien.
Obwohl die Genfer Standesinitiative für ein Referendum über das
Freihandelsabkommen mit Mercosur (Kt.Iv. 19.313) im März noch klar vom Ständerat
abgelehnt worden war und sich mehrere Kantone bereits im vergangenen Jahr erfolglos
gegen das Freihandelsabkommen mit Indonesien gewehrt hatten, zeichnete sich
allmählich ein Wandel in der Schweizer Aussenwirtschaftspolitik ab. Im Juni kam es mit
dem erfolgreichen Referendum gegen das Wirtschaftspartnerschaftsabkommen mit
Indonesien nun zu einer Anomalie in der Schweizer Wirtschaftspolitik. Erst einmal hatte
die Bevölkerung über ein Abkommen im Bereich der Aussenwirtschaft abstimmen
können – wobei die Abstimmung über den EWR dem ausserordentlichen
obligatorischen Referendum unterlegen hatte – und noch nie war bisher ein
fakultatives Referendum zu einem Freihandelsabkommen zustande gekommen.  

Die Corona-Krise wirkte sich erwartungsgemäss auch auf die Themenkonjunktur in den
Zeitungen aus. So sank die Zahl der aussenpolitischen Artikel von über 10 Prozent im
Dezember 2019 auf 4 Prozent im April 2020. Wenig erstaunlich waren Artikel zu
zwischenstaatlichen Beziehungen überaus stark vertreten, was sich mit den
Grenzschliessungen/-öffnungen und den Quarantänebestimmungen erklären lässt.
Gegen Jahresende nahm die Berichterstattung zu Europa, die im Vergleich zu den
Vorjahren unterdurchschnittlich ausfiel, etwas zu. Grund hierfür war das
Rahmenabkommen, dessen Verhandlung nach der Abstimmung zur
Begrenzungsinitiative weiter vorangetrieben wurde. 5

Die Schweiz als internationalen Gerichtsstandort weiter zu stärken, war das Ziel einer
Motion, welche die RK-SR im April 2021 einreichte. Dazu sollte der Bundesrat dem
Parlament den Entwurf eines Bundesbeschlusses zur Ratifikation des Haager
Übereinkommens von 2005 über Gerichtsstandsvereinbarungen vorlegen. Der
Bundesrat beantragte die Annahme der Motion. In der Sommersession 2021 warb die
Lisa Mazzone (gp, GE) um Unterstützung für das Anliegen der Kommission. Durch die
Ratifikation des Haager Übereinkommens wären Kantone in der Lage, Gerichte und
Kammern für internationale Handelsstreitigkeiten zu schaffen. Man würde damit auch
eine Lücke bei der Anerkennung und Vollstreckung von Urteilen im Rahmen der
Gerichtsstandsvereinbarung schliessen, sodass die Vollstreckung der Urteile von
Schweizer Gerichten im Ausland sichergestellt würde. Der Ständerat nahm die Motion
stillschweigend an. 6
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Kurz vor der Wintersession 2021 beantragte die RK-NR einstimmig die Annahme der
Motion ihrer Schwesterkommission, die das Ziel verfolgte, die Schweiz als
internationalen Gerichtsstandort weiter zu stärken. Diesem Antrag folgte der
Nationalrat in der Wintersession und nahm die Motion stillschweigend an. 7

MOTION
DATUM: 06.12.2021
AMANDO AMMANN

Beziehungen zu internationalen Organisationen

C'est dans les relations entre la Suisse et les Nations Unies que s'est manifesté le plus
nettement le dilemme d'une politique étrangère qui désire tenir compte des réalités
internationales sans, toutefois, remettre profondément en question les fondements de
l'identité nationale. L'universalité des Nations Unies et sa politisation par des pays en
voie de développement qui prennent conscience de leur valeur ont à nouveau fait
craindre aux quelques pays non membres d'être isolés sur la scène internationale. La
commission consultative, instituée en 1973 – également mentionné en 1974 –, a terminé
ses travaux en concluant que l'adhésion de la Suisse à l'ONU lui apporterait plus
d'avantages que d'inconvénients et qu'elle serait compatible avec notre neutralité. Elle
a remis au Conseil fédéral, sans le modifier, le rapport que celui-ci lui avait renvoyé en
1975, mais elle l'a complété par deux documents de minorité. L'un formule plus
nettement certaines réserves concernant la neutralité politique, tandis que l'autre
accentue encore, dans une perspective de politique globale, la nécessité d'une
adhésion de la Suisse à l'ONU. Ce pas à faire, indiqué en politique étrangère, serait-il
également opportun en politique intérieure? On peut vraiment en douter lorsqu'on
considère la force des courants isolationnistes dans l'opinion publique.

A nouveau, nos autorités ont encouru les reproches du Comité des sanctions des
Nations Unies, la Suisse servant de plaque tournante au commerce rhodésien, ce qui
permet à l'administration Smith de contourner l'embargo mis en place par l'ONU. 
Selon certaines opinions critiques, il est contestable que les relations économiques
intenses que la Suisse entretient avec les Etats de l'apartheid – elle vient, par habitant,
en tête des investisseurs en Afrique du Sud – soient également rentables à long terme.
La sauvegarde des intérêts actuels de l'économie suisse, sans obérer les intérêts futurs
de notre pays, apparaît comme une entreprise délicate.

L'Assemblée générale de l'ONU a décidé que, dans les cinq prochaines années, 250
fonctionnaires des organisations internationales de Genève seront transférés à Vienne,
dans la cité des Nations Unies récemment construite. Pour l'instant, aucun organisme
important n'est touché par cette décision et, en particulier, l'importante commission
économique des Nations Unies pour l'Europe reste à Genève. Le Conseil fédéral s'est
efforcé de sauvegarder le rôle international de cette ville, sans pouvoir toutefois
s'engager financièrement, n'ayant pu garantir le maintien de sa subvention annuelle de
CHF cinq millions pour couvrir une partie des frais généraux, supprimée dans le budget
1976 déjà.

L'UNESCO a revu sa position à l'égard d'Israël et s'est efforcée de modérer sa
politisation, qui avait suscité de vives réactions en Suisse et ailleurs. 
C'est pourquoi le parlement a approuvé, avec le budget pour 1977, le paiement
rétroactif de dix pourcent de la contribution suisse à l'UNESCO, part qui avait été
retenue en 1975 en guise de protestation. 
La requête du Département politique fédéral de verser cette part plus tôt avait
rencontré l'opposition des commissions des finances. 8

BERICHT
DATUM: 31.12.1976
PETER HABLÜTZEL

Diese scharfe Kritik bezog sich unter anderem auch auf das bundesrätliche Lavieren in
der Frage des Beitritts der Schweiz zu den Vereinten Nationen. Nachdem bereits 1969
und 1971 zu diesem Thema rapportiert worden war, unterbreitete nun der Bundesrat
dem Parlament einen dritten Bericht über das Verhältnis der Schweiz zur UNO (BRG
77.049). Gestützt auf die Empfehlungen der Konsultativkommission, die ihre Arbeiten
1976 abgeschlossen hatte, tat er seine Überzeugung kund, dass unsere Mitgliedschaft in
der Weltorganisation eine notwendige Ergänzung zur bisherigen Aussenpolitik
darstellen und dem wohlverstandenen Interesse des Landes dienen würde. Im Ausland
schwinde das Verständnis für den Sonderfall Schweiz, und wenn wir unsere
wirtschaftliche und politische Stellung in der Welt bewahren wollten, so sei ein weiteres
Fernbleiben von diesem nunmehr universalen Forum nicht mehr länger verantwortbar.
Diese deutlich formulierte Einsicht in die internationale Notwendigkeit verband der
Bundesrat allerdings mit einer um nichts weniger ausdrücklichen Rücksicht auf die
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isolationistische Volksmeinung, welche einem UNO-Beitritt noch negativ gesonnen
scheint, weshalb sich denn die Exekutive vorbehielt, den geeigneten Zeitpunkt für das
Abstimmungsprozedere erst später zu bestimmen. Vorerst sollten nun Einstellungen
und Beweggründe der Stimmbürger anhand einer wissenschaftlichen Meinungsumfrage
getestet und die Wissenslücken mit Hilfe einer populär gehaltenen, sachlich
orientierenden Broschüre geschlossen werden.

Wie isolationistisch die öffentliche Meinung in der Schweiz auch immer sein mag, die
veröffentlichte Meinung jedenfalls begrüsste bis auf wenige konservative Stimmen den
Grundsatzentscheid des Bundesrates, den Beitritt unseres Landes zu den Vereinten
Nationen anzustreben. 
Die meisten Blätter kritisierten indessen die landesväterliche Mutlosigkeit, die weder
emotionelle Vorurteile gegen die UNO noch grundsätzliche Gegnerschaft abbauen
helfe. Eine Volksabstimmung sei immer noch die beste Form der Meinungsumfrage, und
erst in ihrem Vorfeld könnten Aufklärung und Willensbildung tatkräftig gefördert
werden. Es gehe auch nicht darum, durch die Verhinderung eines negativen
Volksverdikts aussenpolitisch das Gesicht zu wahren, da die Schweiz ein solches kaum
mehr zu verlieren habe. Die Volkskammer nahm als Erstrat in zustimmendem Sinne
Kenntnis vom dritten UNO-Bericht, verband diese Billigung aber mit der
unmissverständlichen Bitte, der Bundesrat möge den Souverän «im nächstmöglichen
geeigneten Zeitpunkt» über die Beitrittsfrage befinden lassen. Damit einigte sich der
Nationalrat auf eine Kompromissformel, die die Regierung zur beschleunigten
Behandlung des Geschäfts ermuntern sollte, ohne sie jedoch vorschnell unter massiven
Druck zu setzen.

Die Räte genehmigten ein Zusatzdarlehen an die Immobilienstiftung für internationale
Organisationen (FIPOI) (BRG 77.016), um die Vollendung des Sitzgebäudes der
Weltorganisation für geistiges Eigentum in Genf zu finanzieren. 
Der Austritt der USA aus der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) wird wohl den
Abzug einer ganzen Anzahl von Beamten aus Genf zur Folge haben. 
Die Befürchtungen, Wien könnte mit der neuen UNO-City der Rhonestadt die Rolle als
internationales Zentrum streitig machen, haben sich indes weitgehend gelegt. Siehe
diesbezüglich die einfache Anfrage (A 76.861) von Waldvogel (fdp, SH).

Nachdem es interessierten Kreisen trotz eines massiven Lobbyismus nicht gelungen
war, den Beitritt der Schweiz zum Atomsperrvertrag im Parlament zu Fall zu bringen,
versuchten der Verein Schweizerischer Maschinen-Industrieller und der Vorort des
Schweizerischen Handels- und Industrievereins auf das bundesrätliche
Ratifikationsverfahren Einfluss zu nehmen, was die Hinterlegung der Urkunden
verzögerte. Siehe dazu auch die einfache Anfrage Renschler (sp, ZH).
Man einigte sich schliesslich auf drei Interpretationsvorbehalte zum fraglichen
Abkommen, und der Bundesrat gab anlässlich der Ratifikation eine Erklärung ab,
wonach Forschung, Produktion und Nutzung der friedlichen Kernenergie von den
Verboten des Atomsperrvertrages nicht erfasst, keine neuen Materialien ohne
Zustimmung der Schweiz unter den Vertrag subsumiert und Schweizer Industriefirmen
gegenüber der ausländischen Konkurrenz nicht diskriminiert werden dürfen. 
Wenig später gab die Regierung jedoch ihren Beschluss bekannt, dem sog. Londoner
Klub beizutreten, jener informellen und spekulationsumwitterten Vereinigung
Nukleargüter exportierender Staaten, die sich einer besonderen Verantwortung
hinsichtlich der Nichtweiterverbreitung von Kernwaffen bewusst fühlen. Die Mitglieder
dieses Klubs erklären sich auf Zusehen hin bereit, für die Ein- und Ausfuhr nuklearer
Materialien, Ausrüstungen und Technologien Kontrollbestimmungen anzuwenden, die
noch restriktiver sind als die im Atomsperrvertrag enthaltenen Abmachungen. Die
Beitrittsfrage verschärfte die Kontroverse zwischen Handelskreisen und
Industriebranchen auf der einen Seite, die ihre Exportinteressen auf
nukleartechnologischem Gebiet gefährdet glaubten, und Kraftwerkindustrie sowie EPD
auf der anderen Seite, die innerhalb des Londoner Atomklubs die schweizerischen
Versorgungsinteressen besser aufgehoben sahen und die Chance einer internationalen
Mitsprache wahrzunehmen wünschten. Da es sich bei den Londoner Richtlinien nicht
um einen völkerrechtlichen Vertrag handelt, muss der Beitritt vom Parlament nicht
bestätigt werden. Zum Beitritt in den Londoner Klub siehe die einfache Anfrage (A
77.682) von Nationalrat Eisenring (cvp, ZH). 9
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Lors de la réunion de Stockholm, les membres de la CSCE ont décidé la création d'un
secrétariat général afin de renforcer l'efficacité de l'organisation; d'autre part, ils ont
prévu de coordonner leurs actions avec l'ONU dans le domaine des droits de l'homme
et de la sécurité. A cette occasion, le siège de la Cour de conciliation et d'arbitrage des
conflits au sein de l'organisation a été attribué à la ville de Genève. 10

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 16.12.1992
ANDRÉ MACH

Dans un rapport sur la décentralisation du système des Nations Unies, le corps
commun d'inspection de l'ONU a préconisé une refonte des structures et des
méthodes d'exécution des programmes des organisations des Nations Unies. Ce texte
relève notamment la perte d'attractivité des pays neutres pour les organisations
internationales depuis la fin de la guerre froide; il est également indiqué que le coût
moyen d'un fonctionnaire international est le plus élevé du monde à Genève. Ces
conclusions ont éveillé quelques craintes chez les autorités genevoises sur l'avenir du
statut de ville internationale de Genève. L'année dernière déjà, la candidature de
Genève pour le siège de l'autorité de contrôle de la Convention sur les armes
chimiques et du secrétariat chargé du suivi de Rio n'avait pas été retenue. Les milieux
diplomatiques genevois ont toutefois souligné que tant que ce rapport n'était pas
approuvé par le secrétaire général de l'ONU, il était improbable que des mesures soient
prises pour restructurer le système des Nations Unies. 11

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 24.04.1993
AUTOR UNBEKANNT

Répondant à une interpellation Coutau (pl, GE) sur la présence des organisations
internationales à Genève et sur la position du Conseil fédéral sur cette question, le
chef du DFAE a souligné la volonté du Conseil fédéral de favoriser la présence de
Genève dans l'arène politique internationale. Il a également indiqué que, face à la
concurrence de plus en plus forte d'autres villes offrant des conditions d'accueil plus
favorables, un effort financier devrait être consenti par la Confédération, le canton et la
ville. 12

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 01.06.1993
AUTOR UNBEKANNT

La publication d'un autre rapport sur les implications financières de la deuxième
phase de réforme des structures des Nations Unies est venue quelque peu apaiser les
craintes de Genève. Ce texte, adopté par l'assemblée générale de l'ONU, allait plutôt
dans le sens d'un renforcement des activités des agences spécialisées de l'ONU
installées à Genève. 13

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 15.06.1993
AUTOR UNBEKANNT

Après plusieurs années de négociation, les Etats membres de la CSCE ont réussi à se
mettre d'accord quant à la mise sur pied d'un mécanisme de règlement pacifique des
différends. Celui-ci est codifié dans une Convention relative à la conciliation et
l'arbitrage au sein de la CSCE qui a été adoptée par le Conseil de la CSCE à la fin de
l'année 1992. Le Conseil fédéral a soumis aux Chambres un projet d'arrêté approuvant
cette convention; cette dernière institue une procédure de conciliation à laquelle
aucun Etat signataire ne peut se soustraire en cas de litige ou de conflit avec un Etat
tiers, ainsi qu'une procédure d'arbitrage qui restera facultative. La gestion de ces
procédures sera du ressort d'une Cour de conciliation et d'arbitrage dont le siège sera
situé à Genève. En outre, le Conseil fédéral a présenté au parlement deux projets
d'arrêtés afin de ratifier les traités bilatéraux de conciliation et d'arbitrage avec la
Pologne et la Hongrie. Les deux Chambres ont approuvé à l'unanimité ces trois textes. 14

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 06.12.1993
AUTOR UNBEKANNT

A ce propos, les Chambres fédérales ont approuvé à l'unanimité le financement de
nouveaux prêts pour un montant total de 40,5 millions de francs à la Fondation des
immeubles pour les organisations internationales (FIPOI), située à Genève. Cet argent
est notamment destiné à la construction d'un nouveau bâtiment administratif de
l'organisation européenne pour la recherche nucléaire (CERN). Par ailleurs, le Conseil
fédéral a proposé un crédit de 80 millions de francs pour la transformation du Palais
Wilson en une «Maison de l'environnement» regroupant divers organismes
internationaux. 15

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.12.1993
AUTOR UNBEKANNT
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Le Chef du DFAE et le président du CICR ont signé un accord de siège réglant le statut
juridique du CICR en Suisse. Celui-ci concrétise l'indépendance et la liberté d'action
de l'organisation vis-à-vis des autorités fédérales; celle-ci jouira ainsi d'une
personnalité juridique internationale. La conclusion de cet accord répond surtout à la
volonté du CICR de réaffirmer son indépendance face à l'assouplissement de la
politique de neutralité de la Suisse ces dernières années, marquée par la participation
aux sanctions économiques de l'ONU. 16

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 23.12.1993
AUTOR UNBEKANNT

Face aux différentes incertitudes quant au devenir de la Genève internationale, la
Fondation "Un avenir pour Genève" a été officiellement créée au mois de février. Sous
la présidence de l'ancien directeur général du GATT Arthur Dunkel et de la vice-
présidence de René Felber et Dominique Föllmi, cette institution de droit privé et de
caractère apolitique a pour but de promouvoir la ville dans sa dimension
internationale. 17

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 17.02.1994
LIONEL EPERON

Les autorités fédérales, genevoises et onusiennes ont présenté le programme des
manifestations commémoratives qui célébreront l'année prochaine à Genève le 50e
anniversaire de l'ONU. Les hôtes du siège européen des Nations Unies consacreront en
tout 6,8 millions de francs à l'organisation de cette fête. 18

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 25.11.1994
LIONEL EPERON

Dans la course à l'obtention du siège international de la nouvelle Organisation mondiale
du commerce (OMC), Genève s'est vu vivement concurrencée par la candidature de
dernière minute de Bonn. Suite à l'annonce de cette candidature, le Conseil fédéral et
le Conseil d'Etat genevois ont présenté aux missions diplomatiques accréditées auprès
du GATT un complément à l'offre suisse lui permettant de se hisser au niveau de celle
de l'Allemagne. Outre le don à la future OMC du Centre William Rappard (CWR), la
proposition de construire une Maison universelle pour abriter les missions
diplomatiques de pays en développement ainsi que l'élargissement substantiel des
privilèges et immunités diplomatiques, les autorités fédérales et genevoises se sont
proposées de mettre gratuitement à disposition un centre de conférence de 725 places
et de construire un parking gratuit de 400 places à proximité du CWR. Les différents
investissements consentis par la Suisse ont été évalués à environ 100 millions de francs.
Le Comité préparatoire de la future OMC s'est finalement prononcé en faveur de la ville
de Genève, la présence de nombreuses organisations des Nations Unies sur son
territoire ayant constitué un atout majeur. Un accord de siège définitif entre
l'Organisation mondiale du commerce et la Suisse n'a cependant pu être conclu avant la
fin de l'année. 19

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 08.12.1994
LIONEL EPERON

Sur l'ensemble de l'année, les Chambres fédérales ont octroyé à la Fondation des
immeubles pour les organisations internationales (FIPOI) des crédits d'engagement
pour un total de CHF 256.9 millions. De ce montant, CHF 75 millions sont destinés à
l'aménagement du Palais Wilson en «Maison de l'environnement» (93.085), alors que
CHF 165 millions serviront à l'achat et au transfert du bâtiment du «Geneva Executive
Center» (GEC) à la FIPOI (94.053). Durant la session parlementaire d'hiver, le Conseil
national a, par ailleurs, approuvé le financement d'un prêt de CHF 74.5 millions à la
FIPOI en vue de la construction d'un nouveau bâtiment administratif pour
l'Organisation météorologique mondiale (OMM) (93.021), ainsi que le financement d'un
don de CHF 31.2 millions pour la construction d'une nouvelle salle de conférences en
faveur de l'OMC (94.082). 20

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 14.12.1994
LIONEL EPERON

Enfin, le Conseil d'Etat genevois a décidé, d'entente avec le DFAE, d'instituer une
structure de médiation pour traiter des conflits de travail survenant parfois entre
certaines missions diplomatiques et leur personnel de maison. Cette nouvelle instance
ne pourra cependant prendre de décisions impératives. 21

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 17.02.1995
LIONEL EPERON
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Se ralliant à la décision prise par la grande Chambre en 1994, le Conseil des Etats a
accordé un crédit d'engagement de 74,5 millions de francs pour un prêt à la Fondation
des immeubles pour les organisations internationales (FIPOI) en vue de la construction
d'un nouveau bâtiment administratif pour l'Organisation météorologique mondiale
(OMM). Conformément au Conseil national, il a en outre approuvé le financement d'un
don de 31,2 millions de francs pour la construction d'une nouvelle salle de conférences
en faveur de l'OMC auquel vient s'ajouter une aide financière annuelle de 500'000
francs destinée à couvrir les frais d'entretien et d'exploitation de cette salle. 22

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.03.1995
LIONEL EPERON

Animé des mêmes préoccupations, le Conseil national a transmis un postulat Meyer (ps,
BL) priant le gouvernement d'élaborer un projet visant, lui aussi, à assurer l'avenir des
organisations internationales à Genève. Le texte demande en particulier d'examiner les
nouvelles organisations internationales qui auraient un effet de synergie sur celles déjà
établies à Genève ainsi que les moyens financiers à engager pour en accueillir d'autres.
Le Conseil fédéral est par ailleurs chargé d'indiquer la voie qu'il entend suivre pour
allouer les fonds toujours plus importants que nécessitent ces organisations. 23

POSTULAT
DATUM: 24.03.1995
LIONEL EPERON

L'année sous revue a été marquée par la commémoration du 50e anniversaire de
l'ONU. En tant qu'hôte du siège européen de l'organisation, la ville de Genève a dès lors
été, tout au long de l'année, le théâtre de plusieurs manifestations axées autour des
droits de l'homme et de l'enfant et destinées par ailleurs à mieux faire connaître
l'action de l'institution. Point culminant des festivités, la cérémonie officielle, qui a eu
lieu début juillet, a été marquée par la venue à Genève de nombreuses personnalités
telles que le secrétaire général de l'organisation, Boutros Boutros-Ghali, le président
français Jacques Chirac, le chef de l'OLP Yasser Arafat et le président de la
Confédération Kaspar Villiger. Placée sous la direction de l'ex-conseiller d'Etat genevois
Dominique Föllmi, la célébration de l'ONU a coûté 6,5 millions de francs, dont 3 millions
ont été assumés par les collectivités publiques (Confédération, canton, communes et
ville de Genève) ainsi que la France, le reste provenant du secteur privé. Bien que les
autorités fédérales aient clairement stipulé que la question de l'adhésion de la Suisse à
l'ONU ne devait pas être abordée à l'occasion de ce cinquantenaire, le secrétaire d'Etat
Jakob Kellenberger - chargé de représenter la Confédération lors de la commémoration
de l'organisation qui s'est tenue fin octobre à New-York - a rappelé la volonté du
Conseil fédéral de faire de l'adhésion aux Nations Unies un objectif de sa politique
extérieure. 24

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 22.06.1995
LIONEL EPERON

Les dures négociations qui ont eu lieu entre la Suisse et l'OMC sur les modalités
d'établissement de l'organisation à Genève ont abouti, début juin, à la conclusion d'un
accord de siège ainsi qu'à la signature d'un contrat d'infrastructures définissant
notamment les engagements pris par la Confédération, le canton de Genève et la
Fondation des immeubles pour les organisations internationales (FIPOI) en matière
immobilière à l'égard de l'OMC. Cette dernière ayant fait valoir la nécessité de disposer,
à des conditions financières très favorables, de locaux répondant à ses besoins, le
gouvernement fédéral a - dans le cadre des efforts constants de la Suisse pour
maintenir la Genève internationale - sollicité l'accord du parlement pour que soit
transformé en don le solde des prêts consentis à la FIPOI pour le Centre William
Rappard (CWR). Celui-ci s'élève à 31,5 millions de francs. Parallèlement, le Conseil
fédéral a transmis aux Chambres un projet d'arrêté fédéral concernant la prise en
charge de l'entretien périodique du CWR pour lequel il a requis une aide financière
annuelle d'un million de francs au plus. Exception faite de l'opposition de la libérale
vaudoise Suzette Sandoz à la transformation en don du solde des prêts accordés à la
FIPOI pour le CWR, c'est à l'unanimité que les députés du parlement ont adopté les
deux objets qui leur étaient soumis. 25

ANDERES
DATUM: 02.10.1995
LIONEL EPERON

Face à l'érosion de l'intérêt que suscite la Genève internationale, la Confédération et le
Conseil d'Etat genevois ont institué un Groupe de travail ayant pour objectif de définir
en commun la stratégie à adopter pour sauvegarder la vocation diplomatique de la
ville. Du fait que la cité de Calvin n'est plus en mesure de revendiquer le monopole de
l'établissement des organisations internationales depuis la fin de la guerre froide, les
membres du groupe ont rendu, début octobre, un rapport définissant les grandes
lignes de l'action à mener en la matière. Outre la consolidation du rôle de Genève
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autour des thèmes pour lesquels la ville possède d'ores et déjà des centres
d'excellence incontournables - à savoir la protection de la vie et des droits de l'homme,
les secteurs de l'économie et du travail, la promotion de la paix et du droit ainsi que les
domaines des connaissances et de la communication -, le rapport recommande
également de favoriser la tenue de conférences internationales sur le territoire
genevois. La stratégie définie par le Groupe de travail vise en outre à améliorer l'accueil
des organisations internationales. A cet égard, il a été prévu que soit prochainement
ouvert, sous la houlette de la Fondation "Un avenir pour Genève", un Centre d'accueil
pour les fonctionnaires internationaux. Ayant pour tâche d'assurer la bonne intégration
des diplomates étrangers dans le canton, ce service s'occupera, entre autres, de leurs
problèmes immobiliers. Au titre des propositions touchant aux finances de la
Confédération, le Groupe de travail a finalement préconisé d'abaisser de 3% à 0% le
taux des prêts accordés à la Fondation des immeubles pour les organisations
internationales (FIPOI) pour la mise à disposition de locaux. Si elle est retenue, cette
mesure, dont le coût a été évalué à 163 millions de francs, devra faire l'objet d'un
message du Conseil fédéral aux Chambres. 26

La position de la Genève internationale - en proie à une concurrence de plus en plus
vive en ce qui concerne l'attribution de siège d'organisations internationales - s'est
sans conteste affaiblie durant l'année sous revue. Après que le Conseil exécutif du
Programme des Nations Unies pour le développement eut décidé de transférer de
Genève à Bonn le Centre des "Volontaires de l'ONU (UNV)", la cité de Calvin n'a par
ailleurs été retenue ni pour accueillir le siège du Secrétariat permanent de la
Convention sur les changements climatiques, ni celui de la Convention sur la
biodiversité. Les villes de Bonn, respectivement de Montréal, ont en effet été préférées
à celle de Genève, qui jusqu'alors avait pourtant accueilli les secrétariats intérimaires
de ces deux conventions. Conséquence de ces échecs successifs, le projet visant à
faire de la cité de Calvin la capitale mondiale de l'environnement a été fortement remis
en cause. L'affaiblissement de la Genève internationale aurait en outre pu s'aggraver
suite à la proposition des Etats-Unis de transférer le service de la coopération en
matière de brevets de l'Organisation mondiale pour la propriété intellectuelle (OMPI) à
San Francisco. Cependant, cette requête a été rejetée par l'assemblée générale de
l'organisation. 27

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 14.11.1995
LIONEL EPERON

Dans l'optique de mieux faire face à la multitude des tâches qui lui incombent, la
Mission permanente de la Suisse auprès des organisations internationales à Genève a
été réorganisée sous la direction de son chef Walter Gyger. Ce dernier sera désormais
secondé par les ambassadeurs Christian Dunant et Erwin Hofer qui se sont
respectivement vus confier la charge de la "Division de l'Etat hôte" - qui rassemble les
services juridique, du contentieux et des cartes de légitimation - et de la "Division des
affaires multilatérales" qui regroupe l'ensemble des activités humanitaires, des droits
de l'homme et des questions politiques et budgétaires des organisations
internationales. Au total, l'effectif de la mission est passé de 25 à 30 collaborateurs. 28

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 19.02.1996
LIONEL EPERON

La Chambre du peuple a refusé de transmettre la motion Ostermann (verts, VD) qui
priait le gouvernement de prévoir une augmentation des crédits alloués au CICR de
l'ordre de 100 millions de francs au maximum par année. Cette somme correspond au
montant qui était initialement prévu pour l'engagement des casques bleus avant que le
peuple suisse ne se prononce contre la constitution d'un tel contingent en 1994. Par
ailleurs, le député écologiste souhaitait que la Confédération octroie à l'organisation
humanitaire un crédit supplémentaire de 58 millions de francs, soit une somme égale à
celle qu'auraient engendré l'achat de l'équipement et la construction du centre
d'instruction des casques bleus. Relevons que le gouvernement s'est lui aussi prononcé
contre cette motion en raison de la difficile situation des finances fédérales. 29

MOTION
DATUM: 04.03.1996
LIONEL EPERON
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Conformément aux recommandations émises en 1995 par le groupe de travail conjoint
Confédération-canton de Genève, le Conseil fédéral a soumis à l'approbation des
Chambres deux projets d'arrêtés fédéraux visant à consolider la vocation diplomatique
de la ville en diminuant les charges immobilières supportées par les organisations
internationales présentes sur son territoire. Mettant l'accent sur le fait que les
conditions de remboursement liées aux prêts octroyés à la Fondation des immeubles
pour les organisations internationales (FIPOI) ne constituaient plus un attrait suffisant
dans un contexte de concurrence croissante entre Etats hôtes, le premier projet
d'arrêté proposa l'abaissement de 3% à 0% du taux d'intérêt des prêts accordés à la
FIPOI ainsi que leur remboursement dans un délai de 50 ans au plus. Par ailleurs, il fut
demandé que la Confédération puisse, dans des cas exceptionnels, allouer des
contributions à fonds perdu, comme ce fut le cas pour l'OMC. Procédant de la même
logique, le second projet d'arrêté suggéra que les intérêts perçus sur les soldes des
prêts FIPOI accordés à ce jour soient supprimés et que la durée de leur
remboursement soit là aussi uniformisée à 50 ans, hormis quelques exceptions. Si les
conséquences financières découlant de l'application du premier arrêté fédéral ne
purent être chiffrées à l'avance, la perte globale de recettes induite par le second fut
en revanche évaluée à quelque 167 millions de francs pour la Confédération. 30

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.06.1996
LIONEL EPERON

Combattus par une proposition de non-entrée en matière Moser (pdl, AG) - à l'appui de
laquelle fut notamment invoquée l'incompatibilité entre l'octroi de subventions
supplémentaires aux organisations internationales et la politique d'assainissement des
finances fédérales - les deux projets d'arrêtés fédéraux ont néanmoins trouvé
approbation auprès de l'ensemble des groupes parlementaires siégeant au Conseil
national, à l'exception de celui du parti de la liberté. Plusieurs intervenants favorables
aux mesures proposées ont toutefois déclaré ne les soutenir que par réalisme et non
par enthousiasme et ont mis l'accent sur la nécessité de rendre plus efficace la FIPOI
ainsi que de rationaliser les coûts de construction des immeubles mis à disposition des
organisations internationales. C'est sans opposition aucune que le Conseil des Etats a,
à son tour, approuvé les deux projets d'arrêtés fédéraux qui lui étaient soumis. 31

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.06.1996
LIONEL EPERON

Le Centre international pour le commerce et le développement durable (CICDD) a été
inauguré à Genève à la fin du mois de septembre. Cette institution qui entend
collaborer étroitement avec l'OMC a été fondée par cinq organisations non
gouvernementales suisses et internationales afin de compenser un tant soit peu les
impacts de la mondialisation de l'économie sur les pays en développement ainsi que
sur l'environnement. 32

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 26.09.1996
LIONEL EPERON

C'est avec un retard certain par rapport au calendrier fixé initialement que la Genève
internationale s'est vu dotée d'un Centre d'accueil pour les fonctionnaires
internationaux (Geneva Welcome Center). Inauguré dans le courant du mois de mai
dans l'optique de renforcer l'attrait de la ville de Genève tant auprès des organisations
déjà installées sur le territoire genevois qu'auprès de celles désireuses de s'y établir,
cette institution de droit privé aura pour tâche d'offrir des informations et une aide
pratique aux quelque 30 000 fonctionnaires internationaux travaillant dans le canton.
Figurant parmi les instigateurs de ce centre d'accueil, le groupe de travail conjoint
Confédération/canton de Genève a poursuivi ses réflexions en vue de sauvegarder la
vocation diplomatique de la ville sur la base de quatre rapports qui lui ont été remis
dans le courant du mois de juin. Les thèmes abordés dans ces documents concernent
la promotion de la Genève internationale auprès des organisations non-
gouvernementales (ONG), la nécessité d'une meilleure information, les besoins en
locaux des organisations internationales ainsi que les impacts pour la ville de la grave
crise financière que traverse l'ONU (3,3 milliards de dollars de déficit) et qui a contraint
les autorités onusiennes à annoncer la suppression de quelque 200 postes de travail au
siège européen de l'organisation durant l'année sous revue. Cette première
restructuration devrait d'ailleurs être suivie d'une nouvelle cure d'amaigrissement
tablant sur la disparition d'un nombre similaire d'emplois en 1998-1999.

Malgré cette morosité ambiante, l'ensemble des efforts fournis par la Confédération et
les autorités cantonales genevoises semble peu à peu porter ses fruits, puisque Genève
a été retenue pour accueillir la Commission mondiale indépendante pour les océans
ainsi que l'Assemblée annuelle de 1998 de la Banque asiatique de développement. La
Suisse s'est en revanche retirée de la course à l'obtention du siège permanent de la
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Convention sur la désertification au profit de la ville de Bonn qui s'était déjà vue
attribuer le secrétariat de la Convention sur les changements climatiques en 1995. 33

En fin d'année, le Conseil fédéral a transmis aux Chambres un message concernant le
versement d'une aide financière d'un montant maximum de 3,7 millions de francs au
Musée international de la Croix-Rouge et du Croissant-Rouge (MICR). Destiné à couvrir
la période allant de 1998 à 2001, ce nouveau soutien pécunier de la Confédération au
MICR participe de l'engagement constant de la Suisse en matière d'aide humanitaire et
du souci de préserver cette institution phare de la Genève internationale. 34

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1996
LIONEL EPERON

Les Chambres fédérales ont par ailleurs décidé d'allouer un crédit d'engagement d'un
montant de 49 millions de francs à la Fondation des immeubles pour les organisations
internationales (FIPOI) destiné au financement d'un nouveau bâtiment administratif en
faveur de l'Union internationale des télécommunications (UIT) dont les activités sont
en pleine expansion. Il est à relever que le message du Conseil fédéral concernant ce
prêt requérait une somme de 55 millions de laquelle les députés ont toutefois
retranché 6 millions afin de tenir compte des difficultés financières de la
Confédération. Les nouvelles conditions de remboursement des prêts accordés à la
FIPOI étant entrées en vigueur de manière rétroactive au 1er janvier 1996, ce montant
de 49 millions de francs a donc été consenti sans intérêts. 35

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1996
LIONEL EPERON

A la demande du Conseil fédéral, le parlement a accepté à l'unanimité de modifier les
conditions de remboursement du prêt de 19,5 millions de francs accordé en 1967 par la
Confédération à l'Union postale universelle (UPU). Bien que cet organisme soit établi à
Berne et non pas à Genève, les députés ont décidé - par souci d'équité par rapport aux
autres organisations internationales ayant leur siège en Suisse - d'appliquer à l'UPU les
nouvelles conditions de remboursement des prêts alloués à la Fondation des
immeubles pour les organisations internationales (FIPOI). Révisées en 1996, celles-ci
consacrent l'abaissement de 3% à 0% du taux d'intérêt de ces prêts qui, au demeurant,
sont désormais remboursables en 50 ans. Sur le plan des recettes, cette décision
provoquera une perte de 2,9 millions de francs pour la Confédération. 36

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.06.1997
LIONEL EPERON

La Chambre du peuple a transmis un postulat Meyer (ps, BL) invitant le Conseil fédéral à
présenter au parlement une stratégie d'avenir pour la Genève internationale. A ce
titre, le postulant entend que soient précisés le rôle futur de la Cité de Calvin dans ce
domaine, la façon avec laquelle les conventions seront conclues avec les organisations
internationales (notamment en ce qui concerne le remboursement des amortissements
sur les immeubles loués), ainsi que le rôle de la Fondation des immeubles pour les
organisations internationales (FIPOI) et les éventuelles adaptations qui devront être
apportées à cet organisme. 37

POSTULAT
DATUM: 20.06.1997
LIONEL EPERON

Suite au feu vert octroyé en juin par le Conseil fédéral, le Palais Wilson - dont les
travaux de réfection d'un montant de 75 millions de francs seront achevés en 1998 -
abritera la future "Maison des droits de l'homme" de l'ONU. Initialement destiné à
accueillir la "Maison de l'environnement", l'illustre bâtiment a en effet dû être affecté à
une autre fonction suite à la défaite de la Suisse dans la course à l'obtention des trois
secrétariats des conventions issues du Sommet de Rio. Cette réaffectation a d'ailleurs
quelque peu chamboulé le projet visant à remodeler en profondeur la Place des
Nations. Objet d'un concours d'architecture, l'aménagement retenu prévoyait en effet
la construction d'un bâtiment expressément destiné à recevoir la Maison des droits de
l'homme. Bien qu'une certaine incertitude plane encore sur cet ouvrage, l'ensemble du
projet qui porte par ailleurs sur le réaménagement de la circulation et sur la
construction de la Maison universelle, du Centre de politique de sécurité ainsi que du
nouvel Institut des hautes études internationales devrait engendrer des dépenses pour
un montant de 115 millions de francs. 38
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Bien que d'un montant fort modeste, l'aide financière de quelque 3,7 millions de francs
que le gouvernement avait suscitée fin 1996 en vue de soutenir le Musée international
de la Croix-Rouge et du Croissant-Rouge (MICR) durant la période 1998-2001 n'a pas
été acceptée sans autre par le Conseil national. Après avoir balayé une proposition de
non entrée en matière Moser (fp, AG), motivée principalement par la situation
préoccupante des finances fédérales, les députés de la Chambre du peuple ont par
ailleurs rejeté une proposition Vetterli (udc, ZH) qui entendait s'assurer que le canton
de Genève ainsi que le CICR participeraient activement au soutien du musée durant les
quatre années à venir. C'est en revanche sans opposition aucune que le Conseil des
Etats a approuvé cette aide financière qui - en ces périodes de remise en question de
la tradition humanitaire de la Suisse en raison de son attitude durant la Seconde Guerre
mondiale - revêt une signification toute particulière. 39

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 10.10.1997
LIONEL EPERON

Nouvellement élu en qualité de secrétaire général de l'ONU, le Ghanéen Kofi Annan a
profité de sa première conférence de presse au Palais des Nations de Genève pour
passer en revue les différents problèmes auxquels l'institution doit faire face: nécessité
de conduire d'importantes réformes, rôle des Etats-Unis en tant que principal
contributeur financier et débiteur de l'organisation, situation en Bosnie et en Irak,
poursuite des négociations en vue de l'interdiction des mines antipersonnel.
Concernant les liens privilégiés qui lient l'ONU à la Confédération, le successeur de
Boutros Boutros-Ghali a tenu à assurer la Suisse de son soutien en déclarant que le
siège de Genève serait touché dans la même proportion que celui de New-York par les
suppressions de postes liées aux réformes en cours. L'impact desdites réformes sur la
Genève internationale figura d'ailleurs au centre des discussions que Flavio Cotti et Kofi
Annan eurent à l'occasion de la première visite officielle de ce dernier à Berne. A ce
titre, le nouveau secrétaire général a déclaré que la Cité de Calvin demeurerait le
deuxième siège de l'ONU après New-York. Le Conseil fédéral a quant à lui profité de
cette réunion pour annoncer sa volonté de rouvrir le dossier de l'adhésion de la Suisse
à l'organisation. Il est à relever que le premier train de réformes engagées dès le mois
de mars par Kofi Annan a principalement porté sur l'annonce de la suppression de mille
postes de travail (10% de l'effectif global), dont vraisemblablement 200 à Genève. Par
ailleurs, il a été décidé de réduire d'un tiers les dépenses administratives de
l'organisation et de diminuer de 25% la documentation produite par le secrétariat.
Quant au second volet du plan de réformes présenté en juillet, il prévoit des
changements de structure en profondeur, avec notamment la suppression du
Département des affaires humanitaires et la fusion du Haut-Commissariat pour les
droits de l'homme et du Centre des droits de l'homme, tous deux établis à Genève. 40

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 29.12.1997
LIONEL EPERON

Les Chambres fédérales ont eu à se prononcer sur un échange de lettres entre la
Confédération et la Cour de conciliation et d'arbitrage de l'OSCE concernant la prise
en charge, par la Suisse, des dépenses relatives aux locaux de ladite Cour, sise à
Genève. En approuvant pareil échange à l'unanimité, le parlement a formellement
accepté le principe de la mise à disposition gratuite d'un bâtiment en faveur de la Cour,
répondant par là-même aux obligations figurant dans la Convention de 1992 sur la
conciliation et l'arbitrage au sein de la Conférence sur la sécurité et la coopération en
Europe (CSCE) ainsi que dans son Protocole financier. Ce soutien se traduira par une
contribution unique de 550 000 francs au maximum destinée à l'équipement du
bâtiment, de même que par une enveloppe annuelle de quelque 211 000 francs pour la
couverture du loyer et des charges courantes. 41

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1997
LIONEL EPERON

Afin de célébrer le 60ème anniversaire de la Conférence d’Evian, le Conseil national a
transmis un postulat priant le Conseil fédéral de promouvoir ou organiser une
conférence internationale à Genève. Cette conférence serait consacrée à la politique
menée à l’égard des réfugiés avant et pendant la Seconde guerre mondiale. 42

POSTULAT
DATUM: 26.06.1998
FRANÇOIS HUGUENET
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Les habitants de la ville de Genève ont refusé par 52,4% un projet d’aménagement
urbanistique censé améliorer l’image de la ville comme centre international. Avec ce
plan d’aménagement de la Place des Nations, le gouvernement genevois espérait
construire des immeubles comme il s’était engagé à le faire auprès de l’OMC. Compte
tenu de cet échec et des nécessités de satisfaire les organisations internationales, un
autre projet plus modeste et moins coûteux a été présenté au public. 43

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 03.08.1998
FRANÇOIS HUGUENET

Après une rénovation de plusieurs années, le palais Wilson à Genève a été inauguré en
grandes pompes. Ancien siège de la Société des Nations, il abritera désormais le Haut
Commissariat pour les droits de l’homme des Nations Unies. La Suisse a déboursé 75
millions de francs pour financer la restauration de la bâtisse. A cette occasion, Flavio
Cotti a annoncé la création d’un groupe d’observateurs suisses des droits de l’homme.
Sur mandat du Haut-Commissariat, ces unités pourraient se rendre dans une zone
d’intervention pour y mettre sur pieds des opérations de surveillance et d’évaluation
des droits de l’homme. Une autre agence spécialisée des Nations Unies, celle de
l’Organisation mondiale de la propriété intellectuelle (OMPI), va s’établir à Genève d’ici
à 2002. Elle devrait créer cinq cents nouveaux emplois. 44

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 16.09.1998
FRANÇOIS HUGUENET

Le Conseil fédéral a réitéré sa volonté de soutenir la Genève internationale. Il a
affirmé dans un rapport qu’il ciblerait ses efforts sur des domaines prioritaires tels que
les droits de l’homme et le développement durable et qu’il entendait y consolider la
présence internationale par la qualité plutôt qu’en tentant de l’augmenter. La ville de
Genève compte une vingtaine d’organisations internationales et quelques 120 ONG.
Près de 140 Etats y sont représentés et 30'000 personnes sont employées dans ce
secteur. Ce rapport a été publié peu après un postulat Maury Pasquier (ps, GE),
transmis par le Conseil national, qui priait le Conseil fédéral de présenter un rapport
annuel sur la «Genève internationale», afin que les parlementaires aient d’autres
occasions de s’exprimer sur le sujet que lors de demandes de crédits de
construction. 45

POSTULAT
DATUM: 18.12.1998
FRANÇOIS HUGUENET

Le Conseil fédéral a approuvé des mesures destinées à soutenir l’attractivité du canton
de Genève auprès des organisations internationales. Avec cette nouvelle loi qui devra
être soumise au parlement, celles-ci pourront à l’avenir louer des locaux à des
conditions nettement plus avantageuses, puisque l’amortissement des coûts de
construction ne fera plus partie du montant du loyer. Le gouvernement substitue ainsi
la pratique d’allocation d’une durée déterminée (3 ou 5 ans) par des aides non limitées
dans le temps. Par ailleurs, une maison internationale de l’environnement a été
inaugurée à Genève. Dans ce bâtiment acquis par la Confédération, vingt-cinq agences
onusiennes et unités internationales sont dorénavant réunies, dont notamment le
Programme des Nations Unies pour l’environnement PNUE. 46

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 18.11.1999
FRANÇOIS HUGUENET

Le Grand Conseil du canton de Genève a publié dans plusieurs journaux internationaux
un manifeste exprimant sa désapprobation de la politique de l’OMC, institution
pourtant basée à Genève. Dans ce texte, voté essentiellement par la majorité de
gauche, le parlement s’oppose en substance à toute tentative de renforcement du
pouvoir de l’OMC, à toute nouvelle libéralisation dans le cadre du nouveau cycle de
négociations et demande l’institution d’un moratoire. Le DFAE a critiqué cette prise de
position contraire à la politique suisse à l’égard de l’OMC et en tant qu’Etat-hôte
tentant de promouvoir la Genève internationale. 47

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 13.12.1999
FRANÇOIS HUGUENET

Aux journalistes, Joseph Deiss a déploré le peu de promotion de la Suisse dans les
médias internationaux. Pour y remédier, le premier responsable de la diplomatie
helvétique a proposé d’accentuer le rôle de plate-forme diplomatique de Genève,
notamment par des contacts plus suivis et mieux organisés envers les journalistes
étrangers qui gravitent autour de l’ONU. Une étude était en cours afin de parvenir à
terme à la création d’un véritable service de presse à la Mission suisse. 48

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 15.01.2000
FRANÇOIS BARRAS
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Une étude de l’Office cantonale de la statistique a montré que la Cité de Calvin a subit
un important essor de sa population de fonctionnaires internationaux. Les 16
organisations internationales gouvernementales (OG) installées sur le sol genevois
occupent 21'715 personnes, soit 6,2% de plus que 1999. En vingt ans, l’augmentation du
personnel des OG a été de 50%. Plus de quatre employés sur dix résident dans le
canton, où trois milliards de francs sont annuellement dépensés par les OG. De leur
côté, les Organisations non gouvernementales emploient 2852 personnes à Genève. 49

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 21.01.2000
FRANÇOIS BARRAS

Au chapitre des nouveautés, trois événements sont à souligner. Tout d’abord, le Centre
pour le contrôle démocratique des forces armées, sous l’impulsion des Départements
fédéraux des affaires étrangères et de la défense, a été inauguré à Genève. De plus, la
Banque mondiale a annoncé son attention d’ouvrir un office dans la cité de Calvin, qui
rejoint ainsi Bruxelles, Londres, Francfort, Rome et Paris (siège de l’organisation) au
rang des villes choisies par la Banque mondiale. Enfin, la ville a officiellement déposé sa
candidature pour accueillir la future Organisation des armes biologiques, organisme
destiné à vérifier la bonne application de la Convention signée en 1972 par 132 Etats
interdisants ces armes. 100 à 250 fonctionnaires pourraient constituer le Secrétariat
permanent de cette organisme international. 50

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 08.12.2000
FRANÇOIS BARRAS

Dans son rapport désormais annuel sur les activités des organisations internationales
en Suisse, le Conseil fédéral a mis en perspective les avantages économiques pour
Genève: 2,8 milliards de francs annuels seraient échangés dans le canton grâce à la
présence des OI sur son sol. Mais il a aussi relevé que la Cité de Calvin allait atteindre
certaines limites au niveau de ses infrastructures. De plus, la concurrence d’autres
villes de renom – Montréal, Stockholm, Bonn et Vienne dans le cas de la future Agence
mondiale anti-dopage – rendent la course aux OI plus compliquée. De ce point de vue,
le texte recommande à Genève d’adapter ses conditions d’accueil et de cibler ses choix
dans les candidatures. La Confédération aimerait à terme que le rayonnement
international de Genève profite à l’ensemble de la Suisse, tant pour l’accueil de
conférences que pour l’installation d’OI. Dans un premier temps, la coopération avec
Vaud apparaît essentielle: sur les 40'000 employés d’organisations internationales et
leur famille installés sur les bords du Léman, 10% habitent dans le canton de Vaud. Au
vu de ces chiffres, les autorités vaudoises ont annoncé l’octroi d’une subvention d’un
million de francs –200'000 francs annuels – au centre d’accueil Genève
internationale, afin d’aider à l’encadrement des fonctionnaires internationaux qui
arrivent en Suisse. 51

BERICHT
DATUM: 28.03.2001
FRANÇOIS BARRAS

Entre temps, Genève a décroché l’organisation de la première phase de la conférence
sur la société de l’information, prévue en 2003. Après une année de réflexion, l’Union
internationale des télécommunications (UIT) a préféré Genève à sa rivale Tunis, qui
abritera la suite de la Conférence deux ans plus tard. La conférence genevoise se
proposera de mettre internet au service de tous, de garantir la diversité culturelle et de
donner un visage humain et social aux nouvelles technologies. En abritant déjà
l’Organisation mondiale de la propriété intellectuelle, l’OMS, l’OIT, le Haut-commissariat
aux droits de l’homme, l’OMC, la Cité de Calvin réunissait plusieurs atouts pour
accueillir une telle conférence. Dans son élan, Genève s’est porté candidat pour abriter
le siège de la nouvelle organisation qui va naître de la fusion des deux plus grandes
associations mondiales des villes, la Fédération mondiale des cités urbaines (FMCU) et
l’International union of local authorities (IULA), englobant près de 90% des villes du
globe. Barcelone, la Haye, Lille et Varsovie ont aussi annoncé leurs candidatures. 52

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 18.06.2001
FRANÇOIS BARRAS

Après une année de fonctionnement, le Centre pour le contrôle démocratique des
forces armées (DCAF) a dressé un premier bilan positif de ses services. Trente pays ont
rejoints son Conseil de fondation, dont la Russie, les Etats-Unis et presque tous les
pays européens. La Confédération a décidé de porter sa contribution de 5 à 7 millions
de francs par an – contre 0,5 million de la part des autres Etats membres. Surtout, le
DCAF a reçu un important mandat du gouvernement yougoslave, portant sur six
domaines: bases pour une nouvelle politique de sécurité, réforme des secteurs de la
sécurité, adaptation des bases légales, réforme de l’armée, réforme de la police et
contrôle des services de renseignements. Ce projet mobilise une centaine d’experts de
25 pays. Depuis octobre 2000, le centre a en outre réuni un millier d’experts au cours

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 16.10.2001
FRANÇOIS BARRAS
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d’une vingtaine de conférences internationales. 53

En revanche, Genève n’a pas été choisie pour héberger la réunion interafghane sous
l’égide des Nations Unies. Celles-ci ont jeté leur dévolue sur Berlin pour y organiser le
sommet où le futur politique de l’Afghanistan a été discuté. 54

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 21.11.2001
FRANÇOIS BARRAS

Le gouvernement a présenté au parlement le message relatif à l’octroi d’un prêt de 60
millions de francs à la Fondation des immeubles pour les organisations internationales
(FIPOI) destiné au financement d’un bâtiment pour l’OMC à Genève. 55

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.03.2005
ELIE BURGOS

Le Conseil des Etats a adopté le message du Conseil fédéral relatif à l’octroi d’un prêt à
la Fondation des immeubles pour les organisations internationales (FIPOI), destiné au
financement d’un bâtiment pour l’Organisation mondiale du commerce à Genève. 56

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.03.2006
ELIE BURGOS

Afin de consolider et renforcer sa position d’Etat hôte d’organisations et de
conférences internationales, le Conseil fédéral a présenté en septembre, un projet de
loi sur les privilèges, les immunités et les facilités, ainsi que sur les aides financières
accordés par la Suisse en tant qu'Etat hôte (Loi sur l'Etat hôte, LEH). 57

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.09.2006
ELIE BURGOS

Le parlement a examiné le projet de loi sur les privilèges, les immunités et les facilités,
ainsi que sur les aides financières accordés par la Suisse en tant qu'Etat hôte (Loi sur
l'Etat hôte, LEH) durant l’année sous revue. Au Conseil national, une minorité
Wobmann (udc, SO), qui était d’ailleurs soutenue par une grande partie du groupe UDC,
a proposé de ne pas entrer en matière et de renvoyer le projet au Conseil fédéral. Le
député UDC estimait en effet que le projet visait à étendre les privilèges, immunités et
autres facilités aux organisations non gouvernementales, et que la loi fédérale sur les
aides financières à la Fondation immobilière pour les Organisations internationales
(FIPOI) encadrait suffisamment la politique d’accueil de la Suisse. Si plusieurs porte-
parole de groupe ont salué le travail de codification entrepris pas le gouvernement,
d’autres ont fait part de leurs inquiétudes de voir ce texte, à leurs yeux insuffisamment
précis, entraîner une prolifération des prétentions. La conseillère fédérale Micheline
Calmy-Rey les a cependant rassurés en leur assurant que la nouvelle loi ne visait pas à
étendre les privilèges et immunités. Le plénum a finalement voté l’entrée en matière
par 121 voix contre 40, rejetant la proposition de renvoi par 120 voix contre 32.
Plusieurs autres propositions de l’UDC ont été rejetées dans des proportions similaires
lors de la discussion par article. Au votre sur l’ensemble, la loi a été adoptée par 122
voix contre 45. Au Conseil des Etats, l’entrée en matière n’a pas été contestée. Les
députés ont écarté, par 23 voix contre 7, une proposition de minorité Reimann (udc,
AG), qui visait à limiter le cercle des personnes bénéficiaires de privilèges, immunités et
facilités. Le plénum a par ailleurs adopté sans débat une proposition de sa commision
excluant les organisations non gouvernementales des bénéficiaires de privilèges,
immunités et facilités au sens de la loi. Il a en outre voté à l’unanimité une proposition
du député radical Thomas Pfisterer (AG), qui demandait que les cantons soient non
seulement entendus, mais associés à la définition de la politique d’accueil. Le Conseil
des Etats a finalement adopté le projet à l’unanimité. Le Conseil national a liquidé peu
de temps après les divergences qui subsistaient. 58

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.06.2007
ELIE BURGOS

En décembre, le Conseil fédéral a approuvé le message relatif à l'octroi d'un prêt de 20
millions de francs à la Fondation des immeubles pour les organisations internationales
(FIPOI) destiné au financement de la construction d'un nouvel immeuble administratif
pour l'Union internationale pour la conservation de la nature et de ses ressources
(UICN). 59

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.12.2007
ELIE BURGOS
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Suite à l’adoption par l’OMC du projet d’agrandissement de son siège à Genève, le
Conseil fédéral a fixé un plafond de 130 millions de francs pour les travaux. Cette
décision sera toutefois soumise à l’approbation des chambres. 60

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 29.12.2007
ELIE BURGOS

Les chambres ont examiné durant l’année sous revue l’arrêté fédéral relatif à l’octroi
d’un prêt sans intérêts de 20 millions de francs à la FIPOI en faveur de l’Union
internationale pour la conservation de la nature et de ses ressources (UICN) à Gland
(Vaud), en vue du financement de la construction d’un nouvel immeuble administratif
pour son siège. Au Conseil national, le député Hans Rutschmann (udc, ZH) a proposé de
renvoyer cet objet au Conseil fédéral avec mandat de fournir aux chambres les
documents nécessaires au traitement de cet objet. Cette proposition a toutefois été
rejetée par 116 voix contre 43. Au vote sur l’ensemble, l’arrêté fédéral a été adopté par
127 voix contre 40. Le Conseil des Etats s’est aligné sur la décision du Conseil national à
l’unanimité. 61

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.05.2008
ELIE BURGOS

En mai, le Conseil fédéral a approuvé et transmis au parlement un nouveau message
relatif à l'octroi à la Fondation des immeubles pour les organisations internationales
(FIPOI) d'une contribution à fonds perdus destinée au financement de la rénovation du
siège de l'Organisation mondiale du commerce (OMC) à Genève. Le financement des
travaux par la Confédération se fera au moyen d'un prêt de 60 millions de francs à
l'OMC, remboursable sur 50 ans sans intérêt, ainsi que par une contribution à fonds
perdu de 70 millions de francs. Cet objet 08.050 remplaçait l’objet 05.077, en raison du
réexamen de la stratégie immobilière de l'OMC entrepris en 2006 par son nouveau
directeur général Pascal Lamy. Au lieu de l'extension délocalisée prévue dans le dernier
objet, ce dernier a en effet demandé que toute l'OMC soit regroupée sur un site
unique. Au Conseil national, sur recommandation de la commission compétente, les
députés ont ainsi refusé d’entrer en matière sur l’objet 05.077. L’entrée en matière sur
l’objet 08.050 a quant à elle été décidée sans opposition. Les députés ont accepté à
l’unanimité le mécanisme de frein aux dépenses avant d’accepter l’arrêté fédéral par
156 voix contre 4 au vote sur l’ensemble. Au Conseil des Etats, les députés ont
également refusé d’entrer en matière sur le projet 05.077. L’entrée en matière sur
l’objet 08.050 a été acceptée sans opposition. Le conseil s’est également prononcé à
l’unanimité en faveur du crédit octroyé (frein aux dépenses) et de l’arrêté fédéral au
vote sur l’ensemble. 62

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.09.2008
ELIE BURGOS

En février, le Conseil fédéral a approuvé le message relatif à l’octroi d’un prêt à la FIPOI
destiné au financement d’un agrandissement du bâtiment n° 40 du Laboratoire
européen pour la physique des particules (CERN) à Genève. Les chambres ont accepté
sans opposition cet arrêté fédéral. 63

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.09.2008
ELIE BURGOS

En septembre, le Conseil fédéral a présenté son message relatif à l’octroi d’un prêt à la
Fondation des immeubles pour les organisations internationales (FIPOI) destiné à
financer la construction par le CICR d’une halle logistique à Genève, pour un total de
26 millions de francs. Le Conseil national s’est prononcé en faveur de l’arrêté fédéral,
rejetant au passage une proposition Rutschmann (udc, ZH), qui demandait que le crédit
soit abaissé à 24 millions de francs. 64

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.12.2008
ELIE BURGOS

En mars, à la suite du Conseil national l’année précédente, le Conseil des Etats a
approuvé à l’unanimité l’octroi d’un prêt sans intérêt à la Fondation des immeubles
pour les organisations internationales (FIPOI) destiné à financer la construction par le
CICR d’une halle logistique à Genève pour un coût total de 26 millions de francs. 65

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.03.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

01.01.65 - 01.01.23 19ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Au mois de mai, le Conseil fédéral a présenté son message concernant l'octroi à la FIPOI
d'un prêt sans intérêt à 50 ans de 20 millions de francs destiné au financement de la
densification du siège de l'OMC à Genève. Après la rénovation du Centre William
Rappard, cette densification est la deuxième étape d'un projet approuvé par les
chambres fédérales en août 2008 et censé permettre à l'OMC de centraliser toutes ses
activités sur un site unique à Genève. 66

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.05.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

Le Conseil fédéral a présenté son message relatif à l’attribution à la FIPOI d'une aide
destinée au financement de l'extension extra-muros du siège de l'OMC à Genève. Plus
précisément, elle consiste en un prêt sans intérêt d’un montant de 40 millions de
francs remboursable sur 50 ans et d’une contribution à fonds perdu de 10 millions de
francs afin de construire un bâtiment annexe comprenant un parking souterrain au
siège de l’organisation à Genève. Ce bâtiment matérialise la troisième et dernière étape
du projet de densification et d’extension du Centre William Rappard issu de l’accord de
2008 entre l’OMC et la Confédération. Selon le Conseil fédéral, le projet doit être
financé au titre de la politique d’Etat hôte de la Suisse. Le Conseil des Etats a approuvé
cette aide à l’unanimité tandis que le Conseil national l’a fait par 117 voix contre 17,
toutes issues de l’UDC. 67

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.12.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER

En juin 2015, le Conseil des États a adopté (34 voix pour, 4 contre et une abstention) les
mesures édictées par le Conseil fédéral pour renforcer le rôle de la Suisse comme État
hôte (2016-2019). Résultat d'une collaboration entre la ville de Genève, le canton de
Genève et le DFAE, la stratégie en question s'inscrit dans la volonté de "consolider et
développer la position de la Suisse comme État hôte d'organisations internationales et
premier centre de gouvernance mondiale", face à une progression continuelle de la
concurrence à l'échelle internationale. Concrètement, telles qu'énoncées dans le
message du Conseil fédéral, les mesures envisagées se concentrent autours de six axes
principaux: renforcer le dispositif d'accueil; développer le réseau de formation,
réflexion et savoir-faire suisse et genevois; viser à l'universalité des représentations des
États; promouvoir les partenariats; améliorer la communication de et sur la Genève
internationale et, finalement, mener une action coordonnée et informée entre les
différents acteurs impliqués dans la politique de la Suisse en tant qu’État hôte.
Le Conseil national s'était auparavant également prononcé en faveur du projet fédéral
(161 voix pour, 18 contre et 9 abstentions) lors de la session parlementaire de printemps
2015. 68

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.06.2015
AUDREY BOVEY

En mai 2015, le Conseil fédéral soumettait au Parlement un projet d'arrêté fédéral
relatif à l’octroi, à la Fondation des immeubles pour les organisations internationales
(FIPOI), d'un prêt destiné au financement de la reconstruction du bâtiment du siège de
la Fédération internationale des Sociétés de la Croix-Rouge et du Croissant-Rouge
(FISCR) à Genève. Représentant une charge financière de 54.4 millions de francs –
répartie sur la période 2016-2018 – pour la Confédération, le crédit d'engagement
s'inscrit dans le contexte de la stratégie établie par le Conseil fédéral afin de renforcer
le rôle de la Suisse comme Etat hôte, acceptée par les parlementaires en juin 2015. 
Le Conseil national est le premier à s'être penché sur la question au mois de novembre
2015. La chambre du peuple s'est prononcée en faveur du projet d'arrêté fédéral (130
voix pour, 48 contre et 3 abstentions lors du vote sur l'ensemble), écartant ainsi la
proposition Frehner (udc, BS). Ce dernier demandait en effet le renvoi du projet au
Conseil fédéral et le licenciement, avec effet immédiat, de la direction de la FIPOI,
l'institution étant touchée, selon des informations révélées notamment dans les
colonnes du Tages-Anzeiger, par une grave crise de gouvernance. Au mois de mars
2016, le Conseil des Etats a confirmé la décision de son homologue en adoptant le
projet d'arrêté fédéral à l'unanimité. 69

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.03.2016
AUDREY BOVEY

Le 20 avril 2016, le Conseil fédéral soumettait au Parlement un projet d'arrêté fédéral
concernant l'attribution d'un prêt au FIPOI pour la rénovation du siège du CICR, à
Genève. L'octroi du crédit en question, s'élevant à 9.9 millions de francs, s'inscrit dans
le contexte de la stratégie établie par le Conseil fédéral afin de renforcer le rôle de la
Suisse comme Etat hôte, acceptée par les chambres parlementaires en juin 2015.
Le Conseil des Etats s'est prononcé à l'unanimité (41 voix pour, 0 contre et 0
abstention) en faveur du projet du Conseil fédéral en septembre 2016. La chambre du

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.04.2016
AUDREY BOVEY
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peuple s'est quant à elle penchée sur le dossier lors de la session parlementaire d'hiver
2016. Tout comme son homologue, le Conseil national a accepté le projet d'arrêté
fédéral par 163 voix pour, 18 contre et 0 abstention. Notons finalement que l'ensemble
des votes négatifs étaient l’œuvre de représentants issus de la partie alémanique du
groupe UDC. 70

En juin et septembre 2016, le Conseil national et le Conseil des Etats ont tous deux
accepté l'attribution d'aides financières à la Fondation des immeubles pour les
organisations internationales (FIPOI) en vue de la rénovation du siège genevois des
Nations Unies (ONUG), de la construction d'un nouveau bâtiment pour l'Organisation
mondiale de la santé (OMS) et de la rénovation du siège de l'Organisation internationale
du travail (OIT), également situé à Genève (FIPOI. Aides financières pour l’ONUG, l’OMS
et l’OIT). Tel que précisé dans le communiqué de presse du Conseil fédéral, les
différents travaux, dont le coût total atteindrait 438,4 millions de francs, s'inscrivent
dans la stratégie mise en place par la Suisse pour s'affirmer comme "l'un des principaux
centre de gouvernance mondiale".
Si, au Conseil national, certains membres du groupe parlementaire de l'Union
démocratique du centre ont signifié leur opposition aux trois projets d'arrêtés
fédéraux, au Conseil des Etats, ces derniers ont en revanche été adoptés à
l'unanimité. 71

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.09.2016
AUDREY BOVEY

In der Herbstsession 2019 behandelte der Ständerat die Massnahmen zur Stärkung der
Rolle der Schweiz als Gaststaat 2020-2023 und trat ohne Gegenantrag auf die Vorlage
ein. Zuvor hatte schon die APK-SR den beantragten Kredit von CHF 111.8 Mio. unter die
Lupe genommen und einstimmig gutgeheissen. Genf als internationaler Sitz hunderter
internationaler Organisationen ist nicht nur für die Bedeutung der Schweizer
Aussenpolitik förderlich, sondern auch aus wirtschaftlicher Perspektive von Bedeutung.
Im Ständerat entstand demnach auch keine wirkliche Debatte. Man war sich einig, dass
das internationale Genf gestärkt werden müsse. Die Sprecherin der APK-SR, Ständerätin
Maury Pasquier (sp, GE), betonte, dass auch in der Vergangenheit schon Kredite
vergeben worden seien, um die Standortattraktivität Genfs aktiv zu erhalten, und diese
in ihrer Wirkung äusserst effektiv gewesen seien. Der Ständerat nahm die Vorlage mit 37
Ja-Stimmen (bei 1 Enthaltung) überdeutlich an. 72

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.09.2019
AMANDO AMMANN

Im April 2020 publizierte der Bundesrat die Botschaft über die Finanzhilfen an die
Internationale Fernmeldeunion in Genf. Das zinslose Darlehen über CHF 95.6 Mio.
muss von der FIPOI innerhalb von 50 Jahren zurückgezahlt werden und dient der
Finanzierung des Abbruchs und des Neubaus des Sitzgebäudes der ITU. Der Bund
beteiligt sich insgesamt mit  CHF 107.6 Mio. an den Gesamtkosten von rund CHF 150
Mio., wobei die Räte im Rahmen des Nachtrags II zum Voranschlag 2016 bereits eine
erste Darlehenstranche von CHF 12 Mio. bewilligt hatten. Die restlichen CHF 42.4 Mio.
werden vom Kanton Genf bereitgestellt. Die genannten CHF 95.6 Mio. würden von 2021
bis 2027 vom Bund gestaffelt ausgezahlt werden. Der Bundesrat argumentierte, dass
das internationale Genf das Bild der Schweiz weltweit präge und als Sitz internationaler
Organisationen der Fortführung der Schweizer Politik der guten Dienste diene. Dieser
Status werde durch andere Städte und Gaststaaten konkurriert, weshalb die Schweiz
ihre Standortattraktivität und Wettbewerbsfähigkeit unter anderem mit der
umfangreichen Renovierung des Immobilienparks der Organisationen stärken müsse.
Bereits in den Botschaften zur Stärkung der Rolle der Schweiz als Gaststaat 2016-2019
und 2020-2023 hatte der Bundesrat darauf hingewiesen, dass die Unterstützung der
internationalen Organisationen bei ihren Immobilienprojekten unerlässlich sei. 
Im Vorfeld der Beratung im Nationalrat in der Herbstsession 2020 befassten sich die
FK-NR und die APK-NR mit der Vorlage. Eine Subkommission der FK-NR befand das
Bauvorhaben nach einem Abklärungsbesuch vor Ort für notwendig und empfahl der
APK-NR und dem Nationalrat darauf einzutreten. Die APK-NR schloss sich in der Folge
diesem Votum an. Claudia Friedl (sp, SG) sprach sich im Nationalrat im Namen der APK-
NR für die Zustimmung zum Geschäft aus. Das internationale Genf bringe nicht nur eine
hohe Wertschöpfung für die Region mit sich, der Multilateralismus sei zudem ein
wichtiges Element der Schweizer Aussenpolitik. Da in Genf, im Gegensatz zu vielen
konkurrierenden Städten, die internationalen Organisationen selber die
Eigentümerinnen der Immobilien seien, brauche es diese Unterstützung mit Darlehen
zur Sicherung der Konkurrenzfähigkeit. Auch die Finanzkommission empfahl die
Zustimmung und deren Sprecherin Christine Badertscher (gp, BE) hob hervor, dass die

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.09.2020
AMANDO AMMANN
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internationalen Organisationen zuverlässige Kreditnehmer seien und bis anhin jeder
Darlehensvertrag eingehalten worden sei. Bundesrat Cassis argumentierte
abschliessend, dass die Gebäude der Organisationen auch eine Visitenkarte für die
Schweiz seien und die Schweizer Wirtschaft oftmals von den entsprechenden Aufträgen
profitiere. Der Rat bewilligte das Darlehen mit 152 zu 7 Stimmen (bei 1 Enthaltungen)
überdeutlich und setzte ein klares Zeichen für das internationale Genf. 73

Im November 2020 veröffentlichte der Bundesrat seine Strategie zur
Digitalaussenpolitik 2021-2024. Damit erfüllte er zugleich ein Postulat Béglé (cvp, VD),
das den Bundesrat beauftragt hatte, zu überprüfen, wie die Schweiz zum Welt-
Epizentrum der internationalen Gouvernanz im Bereich Cyberspace werden könnte. Mit
dem Bericht skizzierte der Bundesrat die Aktionsfelder der Digitalaussenpolitik für die
kommenden Jahre. Die Strategie hält fest, dass der Bundesrat der wachsenden
Bedeutung der Digitalisierung bereits in der Legislaturplanung 2019-2023 mehr
Gewicht verliehen habe. Auch in der Aussenpolitischen Strategie 2020-2023 nehme die
Digitalisierung neuerdings einen thematischen Schwerpunkt ein. Weitere
Grundlagendokumente wie die Nationale Strategie zum Schutz der Schweiz vor
Cyberrisiken 2018-2022, die Strategie der Internationalen Zusammenarbeit 2021-2024
und die Massnahmen zur Stärkung der Rolle der Schweiz als Gaststaat 2020-2023
widmeten sich teilweise ebenfalls dieser Thematik. Auch auf internationaler Ebene
habe das Thema an Relevanz gewonnen, was sich unter anderem im High-level Panel zur
Digitalen Zusammenarbeit der UNO und der daraus resultierenden Roadmap zur
Stärkung der digitalen Zusammenarbeit zeige. 
Im Rahmen der Strategie identifiziert der Bundesrat die Neutralität und die Guten
Diensten der Schweiz als Stärken, welche es ihr auch im digitalen Raum erlauben
würden, als Brückenbauerin zu fungieren. In der Vergangenheit hätte die Schweiz
zudem immer wieder wichtige Impulse gegeben, beispielsweise mit der Austragung des
Weltgipfels zur Informationsgesellschaft 2003. Auch von ihrer Rolle als Gaststaat
profitiere die Schweiz, da das Internationale Genf als operationelle Plattform für die
Verwirklichung der Agenda 2030 und der Ziele der nachhaltigen Entwicklung diene.
Wichtige internationale Organisationen und Nichtregierungsorganisationen, welche die
Debatte um den digitalen Wandel mitgestalteten, hätte überdies ihren Sitz in der
Schweiz. Zudem stehe man mit den Schweizer Hochschulen und Forschungsstätten
sowie mit international bedeutenden Firmen an vorderster Front in der Entwicklung
digitaler Technologien. Insgesamt nannte der Bericht vier Aktionsfelder, in denen die
Schweiz ihre Interessen und Werte umsetzen könnte: die digitale Gouvernanz mit Genf
als führendem Standort für Digitalisierungs- und Technologiedebatten; Wohlstand und
Entwicklung mit Möglichkeiten im Bereich Fintech, der IZA und der Agenda 2030;
Cybersicherheit unter Einbezug privater Akteure und der Fortbildung der
völkerrechtlichen Normen und schliesslich die digitale Selbstbestimmung und die
Entwicklung einer Swiss Cloud zur Minderung der Abhängigkeit von internationalen
Anbietern. 74

BERICHT
DATUM: 04.11.2020
AMANDO AMMANN

Nach dem Nationalrat befasste sich in der Wintersession 2020 auch der Ständerat mit
den Finanzhilfen an die Internationale Fernmeldeunion in Genf und auch dort war das
Geschäft eine eindeutige Sache. Der Sprecher der APK-SR, Carlo Sommaruga (sp, GE),
stellte sich im Namen seiner Kommission hinter das zinslose Darlehen in Höhe von CHF
95.6 Mio. für den Neubau des ITU-Gebäudes. 
Die Immobilienstrategie des Bundes sei ein wichtiges Element zur Stärkung des
internationalen Genfs und es habe in der Vergangenheit nie Probleme mit der
Rückzahlung von Krediten gegeben. Der Ständerat stimmte dem Darlehen mit 36
Stimmen einstimmig zu. 75

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.12.2020
AMANDO AMMANN

In der Sommersession 2021 kam es zur Abschreibung des Postulats Béglé (Po. 17.3789)
zur Rolle der Schweiz beim Aufbau einer internationalen Cyberspace-Gouvernanz. Im
Rahmen des Berichts über die Motionen und Postulate der gesetzgebenden Räte im
Jahr 2020 kam der grosse Rat wie zuvor der Bundesrat zum Schluss, dass das Anliegen
des Postulats mit der Strategie Digitalaussenpolitik 2021-2024 erfüllt worden sei. 76

POSTULAT
DATUM: 10.06.2021
AMANDO AMMANN

01.01.65 - 01.01.23 22ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



In einem Postulat stellte Nationalrat Walder (gp, GE) dem Bundesrat Mitte Juni 2021 die
Frage, welche Auswirkungen Covid-19 auf die Vitalität des Netzwerks der
internationalen Organisationen in der Schweiz und auf die Schweizer Gaststaatpolitik
habe. Die Covid-19-Pandemie habe systematische Telearbeit gefördert und dies auf
Kosten von internationalen Reisen und Tagungen mit physischer Präsenz. Dies könne
eine geringere Präsenz von internationalen Organisationen in der Schweiz zur Folge
haben, was ihre Rolle als Gaststaat schwächen würde, befürchtete Walder. Er forderte
daher einen Bericht, der neben der Situationsanalyse auch Möglichkeiten zur
proaktiven und kreativen Stärkung der Gaststaatpolitik liefern sollte. Die wichtigsten
Fragen stellten sich gemäss Walder hinsichtlich der Auswirkungen von
Standortverlagerungen, virtuellen Arbeitswerkzeugen und Telearbeit auf die Dichte an
internationalen Akteuren in der Schweiz; hinsichtlich der Mittel der Schweiz, um die
Qualität von Konferenzen und Treffen vor Ort die Qualität der vorhandenen
Infrastruktur zu verbessern; sowie hinsichtlich der Erweiterung des Schweizer
Dispositivs im Rahmen der Gaststaatpolitik. Der Bundesrat erklärte in seiner
Stellungnahme, dass die Instrumente der Gaststaatpolitik in der Botschaft zu den
Massnahmen zur Stärkung der Rolle der Schweiz als Gaststaat definiert seien. Er werde
das Anliegen des Postulats jedoch in der nächsten Botschaft für die Periode 2024-2027
aufnehmen, weshalb er die Annahme des Postulats beantrage. In der Herbstsession
2021 bekämpfte Nationalrat Büchel (svp, SG) das Postulat, weshalb die Diskussion
verschoben wurde. 77

POSTULAT
DATUM: 17.06.2021
AMANDO AMMANN

Ende November 2021 publizierte der Bundesrat die Botschaft zur Änderung des
Gaststaatgesetzes, die aufgrund neuer Entwicklungen in Bezug auf das IKRK im Bereich
der beruflichen Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge nötig geworden war.
Dem Bundesrat soll damit die Kompetenz verliehen werden, dem IKRK zu ermöglichen,
jene Mitarbeitenden, welche nicht bei der eidgenössischen AHV versichert sind, der
Gesetzgebung über die berufliche Vorsorge zu unterstellen. Der Bundesrat
argumentierte in der Botschaft, dass die Gaststaatpolitik ein wichtiger Bestandteil der
Schweizer Aussenpolitik sei, die in den Massnahmen zur Stärkung der Rolle als Gaststaat
2020-2023 festgelegt ist. Das Gaststaatgesetz bestehe aus sieben Kapiteln, wobei
durch die Änderung nur eine Bestimmung im zweiten Kapitel über die Gewährung von
Vorrechten, Immunitäten und Erleichterungen angepasst werden würde. 78

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.11.2021
AMANDO AMMANN

In der Frühjahrssession 2022 befasste sich der Nationalrat mit der Änderung des
Gaststaatgesetzes, die der besonderen Situation des IKRK im Bereich der AHV und IV
Rechnung tragen sollte. Kommissionssprecherin Crottaz (sp, VD) erklärte, dass das IKRK
heutzutage viel mehr ausländische Mitarbeitende in der Schweiz beschäftige, die
zwischen dem Hauptsitz in Genf und Feldeinsätzen hin und her verschoben würden.
Daher sei das im Sitzabkommen von 1993 vorgesehene Sozialversicherungssystem nicht
mehr adäquat. Ihre Kommissionskollegin Badertscher (gp, BE) führte aus, dass
insbesondere das Personal mit ausländischer Staatsangehörigkeit von einem Problem
betroffen sei, da sie in Genf dem Schweizer Sozialversicherungssystem unterliegen
würden, bei Auslandeinsätzen aber dem internen System der IKRK. Fortan sollen die
Mitarbeitenden während des gesamten Anstellungsverhältnisses dem gleichen System
angehören: Schweizer Mitarbeitende blieben am Schweizer Sozialversicherungssystem
angeschlossen, ausländische Mitarbeiter an jenem der IKRK. Der Nationalrat nahm den
Entwurf einstimmig an. 79

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.03.2022
AMANDO AMMANN

In der Frühjahrssession 2022 diskutierte der Nationalrat die Motion Walder (gp, GE),
die vom Bundesrat einen Bericht über die Auswirkungen von Covid-19 auf die Vitalität
des Netzwerks der internationalen Organisationen in der Schweiz und auf die
Schweizer Gaststaatpolitik verlangte. Motionär Walder erhoffte sich vom Bundesrat
auch, dass dieser neue Wege aufzeigen würde, wie sich die Gaststaatpolitik
weiterentwickeln könnte. Er befürchtete nämlich, dass die Pandemie langfristig zu mehr
«Homeoffice» in den internationalen Organisationen und somit zu einem Rückgang der
Präsenzversammlungen und einer Schwächung des internationalen Netzwerks der
Schweiz führen könnte. SVP-Nationalrat Büchel (svp, SG) war zwar mit Walders Aussagen
einverstanden, hinterfragte aber die Notwendigkeit des Postulats, da der Bundesrat die
von Walder aufgestellten Fragen im anstehenden Bericht zur Gaststaatpolitik 2024-
2027 bearbeiten wolle. Der in der Ratssitzung anwesende Aussenminister Cassis
erklärte dem Nationalrat, dass es im Endeffekt keine Rolle spiele, ob das Postulat
angenommen werde oder nicht, weil das Thema sowieso in der Gaststaatstrategie
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behandelt werde. Trotz dieser Indifferenz beantrage der Bundesrat die Annahme des
Postulats, auch weil gemäss Cassis «die Kunst der Debatte», «die Kunst der Zeichen»
und die Aussenwirkung mitentscheidend seien. Der Nationalrat nahm den Vorstoss mit
134 zu 56 Stimmen gegen den Willen der SVP-Fraktion an. 80

Die Änderung des Gaststaatgesetzes zur adäquaten Ausgestaltung der beruflichen
Vorsorge von IKRK-Angestellten war im Ständerat in der Sommersession 2022
unumstritten und wurde einstimmig angenommen. Auch in der anschliessenden
Schlussabstimmung stimmten beide Räte oppositionslos für die Annahme des
Entwurfs. 81

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.06.2022
AMANDO AMMANN

Zwischenstaatliche Beziehungen

Le nouveau secrétaire général des Nations Unies, Boutros-Ghali, s'est rendu à Berne
où il s'est entretenu avec le chef du DFAE sur la présence de l'organisation mondiale à
Genève et sur la crise yougoslave. 82

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 14.04.1992
ANDRÉ MACH

Der Bundesrat verabschiedete im März 2021 erstmals eine offizielle Schweizerische
China-Strategie, welche konkrete Ziele und Massnahmen der Schweizer China-Politik
für die Jahre 2021-2024 beinhaltete. In seiner Medienmitteilung begründete der
Bundesrat die Relevanz der Strategie mit den aktuellen geopolitischen Entwicklungen,
insbesondere der Konkurrenz zwischen den Grossmächten USA und China, die nicht im
Interesse der Schweiz sei. Als Sitz internationaler Organisationen sehe sich die Schweiz
vielmehr als Brückenbauerin, um chinesische und westliche Vorstellungen zum
allseitigen Nutzen zu verbinden, gemeinsame Standards zu erhalten und diese
weiterzuentwickeln, führte der Bundesrat in der Strategie aus. Darüber hinaus verwies
er aber auch auf grundlegende Wertedifferenzen zwischen der Schweiz und deren
drittgrösstem Handelspartner, welche eine «kohärente Politik gegenüber China»
unumgänglich mache. Die Strategie, die im Rahmen eines interdepartementalen
Prozesses erarbeitet wurde, leitete ihre inhaltlichen Schwerpunkte – Frieden und
Sicherheit, Wohlstand, Nachhaltigkeit, Digitalisierung – aus der übergeordneten
Aussenpolitischen Strategie 2020-2023 ab.
In Bezug auf Frieden und Sicherheit stehen laut Medienmitteilung die globale und
regionale Sicherheit, der Multilateralismus, die innere Sicherheit der Schweiz – zu
denken ist dabei etwa an Industriespionage gegen Schweizer Unternehmen und
politische Spionage der tibetanischen Diaspora – und die Menschenrechte im
Vordergrund. Vor allem die Gewährleistung individueller Grundrechte sollen ein
essentieller Bestandteil der gemeinsamen Beziehungen sein. Aus diesem Grund zeigte
sich der Bundesrat bereit, den seit 2019 sistierten Menschenrechtsdialog mit China
auch im Zeitraum 2021-2024 weiterzuführen. Werte- und Systemdifferenzen seien
auch bei der Digitalisierung ein Problem, da sich die Schweiz für einen ungeteilten
digitalen Raum unter Achtung der völkerrechtlichen Grundsätze einsetze. Dabei bilde
die Strategie Digitalaussenpolitik 2021-2024 die Grundlage für den Austausch und
Umgang mit China. China und chinesische Firmen seien aktive Mitglieder von in Genf
ansässigen internationalen Organisationen und Multistakeholder-Prozessen, welche
sich mit Themen wie dem digitalen Handel oder Cyberspace auseinandersetzen. Daher
sei das internationale Genf gut positioniert, um an der Bewältigung von
Herausforderungen der Digitalisierung mitzuwirken. 
Beim thematischen Schwerpunkt Wohlstand verwies der Bundesrat in der Strategie
hauptsächlich auf das Ziel eines diskriminierungsfreien, marktbasierten und gegenseitig
vorteilhaften Zugangs für Waren, Dienstleistungen und Investitionen. Man strebe daher
die Modernisierung des Freihandelsabkommens aus dem Jahr 2013 an und analysiere
die Bedeutung des Investitionsabkommens zwischen der EU und China. Bei diesem
Bereich besteht die Strategie nachdrücklich darauf, dass China seiner Verantwortung in
multilateralen Gremien wie der WTO, IWF, Weltbank, OECD nachkommen müsse.
Mit Blick auf das Thema Nachhaltigkeit fokussiere die Schweiz bei chinesischen
Infrastrukturprojekten auf Klima und Umwelt, Gesundheit, einen nachhaltigen
Finanzsektor und die Entwicklungszusammenarbeit, wobei die Agenda 2030 der UNO
als Referenzrahmen diene. China stünden beträchtliche Handlungsmöglichkeiten zur
Beeinflussung der globalen Nachhaltigkeit zur Verfügung, weshalb die Schweiz unter
anderem in Bezug auf das Klimaübereinkommen von Paris eine gewisse
Erwartungshaltung China gegenüber vertrete.  
Der Bundesrat beschloss zur Verfolgung dieser Ziele drei Handlungsgrundsätze, welche

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 19.03.2021
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die bilateralen Beziehungen prägen sollen. Erstens verfolge die Schweiz eine
eigenständige China-Politik, wobei eine Zusammenarbeit in allen Bereichen, in denen
schweizerische Interessen bestehen, angestrebt werde. Man vertrete dabei
«selbstbewusst die Grundwerte der Schweiz, wie sie in der Verfassung stehen».
Zweitens setze sich der Bundesrat für die Einbindung Chinas in die liberale
internationale Ordnung und in die Bewältigung globaler Herausforderungen ein. Wo ein
Mehrwert resultiert, stimme sich die Schweiz verstärkt mit gleichgesinnten Parteien ab.
Drittens verfolge der Bundesrat einen ausgewogenen, kohärenten und koordinierten
Ansatz gegenüber China, wobei der Austausch zwischen Parlament, Kantonen,
Wissenschaft, Zivilgesellschaft und Privatsektor gefördert werden soll. 
Den letzten Grundsatz bezeichnete der Bundesrat als «Whole-of-Switzerland»-Ansatz.
Um die Umsetzung der Strategie optimal auszugestalten, sind unter anderem die
Förderung von China-Kompetenzen in- und ausserhalb der Bundesverwaltung, die
Schaffung neuer Koordinationsgremien in der Verwaltung und ein
Informationsaustausch mit Akteuren ausserhalb der Verwaltung vorgesehen. Ein neu
geschaffener interdepartementaler Koordinationsausschuss soll den Informations- und
Erfahrungsaustausch zwischen allen mit China befassten Bundesstellen verbessern.
Nebst dieser verwaltungsinternen Koordinationsinstrumenten verfügt die «offizielle
Schweiz» gemäss Bericht über beinahe dreissig bilaterale Dialoge mit China, die von
verschiedenen Ämtern der Verwaltung geführt werden. Dazu kommen die
diplomatischen, wissenschaftlichen und wirtschaftlichen Vertretungen in China selbst.
Auch im multilateralen Kontext interagiert die Schweiz mit China und kann so einen
Dialog führen. Zusätzlich helfe auch der Austausch mit gleichgesinnten Drittstaaten
über China, die Schweizer China-Kompetenzen zu stärken, führte der Bericht aus. 

Die Reaktionen auf die mit mehreren Monaten Verspätung veröffentlichte Strategie
fielen in den Medien gemischt aus. Die Aargauer Zeitung zeigte sich angesichts der
schwierigen Beziehungen zu China in der jüngeren Vergangenheit – der
Menschenrechtsdialog war 2019 ausgesetzt worden – positiv überrascht davon, wie
offen Bundesrat Cassis Reizthemen wie die Menschenrechte und die Unterdrückung
von Minderheiten ansprach. Sie sprach aber auch den «China-Spagat» der Schweiz an,
der einer Gratwanderung zwischen Wirtschaftsinteressen und Menschenrechten
gleichkomme. Die WOZ erklärte sich die «devote Haltung des Bundesrats» mit der
wirtschaftlichen Abhängigkeit der Schweiz und zeigte sich enttäuscht darüber, dass in
China aktive Schweizer Firmen nicht stärker für Menschenrechtsverletzungen in China
zur Verantwortung gezogen werden sollen. Le Temps nannte die Strategie «vorsichtig»
und Nationalrat Laurent Wehrli (fdp, VD) beschrieb die Strategie der Zeitung gegenüber
als «sehr schweizerisch, sehr pragmatisch», wobei er dies für positiv erachtete, denn
«um etwas sagen zu können, müsse man den Dialog aufrecht erhalten». Auch  Elisabeth
Schneider-Schneiter (mitte, BL) zeigte sich in den Medien zufrieden mit der Strategie,
weil sie mit der veralteten Annahme aufräume, dass der Umgang mit China vornehmlich
wirtschaftlich-politisch und nur das Aussendepartement dafür zuständig sei. Kritischer
äusserten sich Fabian Molina (sp, ZH) und die Grünen zum Strategiepapier des
Bundesrats. Molina befürwortete zwar die einheitliche China-Strategie und die Kritik an
der Menschenrechtslage in China, war aber enttäuscht darüber, dass der Bundesrat
keine Antworten zum konkreten Umgang mit Menschenrechtsverletzungen gab. Die
Grünen lehnten die Strategie gar als Ganzes ab, da der Bundesrat die
Wirtschaftsinteressen über die Menschenrechte stelle. 
Wenige Tage nach Publikation der Strategie äusserte sich auch der chinesische
Botschafter in der Schweiz, Wang Shihting, dezidiert in einer virtuellen
Medienkonferenz dazu. Er bezeichnete die Vorwürfe westlicher Länder in Bezug auf die
Lage in der mehrheitlich von Uiguren bewohnten Region Xinjiang als «rein boshafte
politische Spekulationen» und wehrte sich auch gegen die in der Strategie geäusserten
Vorwürfe, dass China Industriespionage betreibe. Im Gegenzug äusserte er sich aber
optimistisch hinsichtlich einer Überarbeitung des chinesisch-schweizerischen
Freihandelsabkommens und versprach, dass China bereit sei dabei Kompromisse
einzugehen. 83
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Öffentliche Finanzen

Voranschlag

In der Wintersession 2016 behandelten die Räte den Nachtrag II zum Voranschlag
2016. Dieser enthielt 13 Nachtragskredite im Umfang von CHF 131.5 Mio., allesamt in
Form von finanzierungswirksamen Aufwandkrediten. Wie bereits beim Nachtrag I zum
Voranschlag 2016 im Sommer 2016 sowie beim Nachtrag II zum Voranschlag 2015 entfiel
der grösste Teil dieser Aufwendungen auf den Asylbereich (CHF 98.8 Mio.). Bereits im
Sommer 2016 war angekündigt worden, dass womöglich ein zweiter Kredit nötig werden
würde, da die geschätzte Zahl von Asylgesuchen bis Ende 2016 von anfangs 24'000
(Voranschlag 2016) auf 35'000 Gesuche korrigiert werden musste. Insgesamt bewilligte
das Parlament 2016 damit nachträglich CHF 366 Mio. für den Asylbereich. Die übrigen
nachträglich beantragten knapp CHF 33 Mio. wurden insbesondere für Betriebsbeiträge
an die Fachhochschulen (CHF 15 Mio.), für internationale Organisationen (CHF 6.7 Mio.)
sowie IV-Ergänzungsleistungen (CHF 5 Mio.) benötigt. Zudem beinhaltete der Nachtrag
II einen der Schuldenbremse nicht unterstellten Verpflichtungskredit von CHF 12 Mio.
für Planungs- und Vorbereitungsarbeiten für den Erweiterungsneubau des Genfer
Sitzes der Internationalen Fernmeldeunion. Im Jahr 2016 wurden somit insgesamt 528,3
Millionen Franken per Nachtrag bewilligt, was zu einer Erhöhung der Ausgaben des
Bundes um 0,7 Prozent geführt hat. Im Vergleich zu den Nachtragskrediten der letzten
sieben Jahre liegt dieser Wert deutlich über dem Durchschnitt (durchschnittl.
Nachträge 2009-2015: CHF 431 Mio. resp. 0.5%). Dennoch beträgt der verbleibende
strukturelle Überschuss gemäss Juni-Hochrechnung des EFD CHF 2.4 Mrd. – folglich
erfüllt das Budget 2016 die Vorgaben der Schuldenbremse. Nachdem die nachträglichen
Mehrausgaben für den Asylbereich in der Sommersession 2016 im Nationalrat noch zu
einer geschlossenen Ablehnung des Nachtrags I durch die SVP-Fraktion geführt hatten,
war der Nachtrag II zum Voranschlag 2016 im Parlament kaum umstritten. Die
Finanzkommissionen des National- und Ständerats (FK-NR und FK-SR) stimmten dem
bundesrätlichen Entwurf einstimmig zu, der Nationalrat nahm ihn mit 172 zu 19 Stimmen
und einer Enthaltung an und auch der Ständerat sprach sich mit 41 zu 1 Stimme und
einer Enthaltung für den Nachtrag II zum Voranschlag 2016 aus. 84

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.12.2016
ANJA HEIDELBERGER

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Post und Telekommunikation

«Tschüss Roaming-Insel Schweiz», forderte Nationalrätin Schneider-Schneiter (cvp,
BL) mit einer parlamentarischen Initiative, welche die Regulierung der Roaming-Kosten
in der Schweiz verlangt. Die Initiantin verwies in ihrer Begründung des Begehrens auf
die EU, die per 15.6.2017 die Roaminggebühren abschafft, und reichte ihre
parlamentarische Initiative just am selben Datum ein. Die Abschaffung der
Roaminggebühren in der EU bedeute für die Schweiz einen weiteren Standortnachteil,
erklärte die Initiantin: Als «Roaming-Insel» sei die Schweiz für ausländische
Geschäftsleute und Touristen sowie als Sitz internationaler Organisationen unattraktiv.
Das Fernmeldegesetz sei deshalb so anzupassen, dass Roaming-Kosten von Anbietern
nur kostenbasiert und nur mit einer vom Bundesrat festgesetzten Maximalmarge
verrechnet werden dürften.
Die KVF-NR hatte der parlamentarischen Initiative im Februar 2018 Folge gegeben, die
KVF-SR beurteilte das Anliegen im Oktober 2018 jedoch anders und gab keine
Zustimmung: Nach Ansicht der KVF-SR sollten die Roamingkosten im Rahmen der
Revision des Fernmeldegesetzes neu geregelt werden. 85

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.10.2018
NIKLAUS BIERI

Die Initiantin Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp, BL) zog ihre parlamentarische
Initiative zur Regulierung der Roamingkosten («Tschüss Roaming-Insel Schweiz») am 4.
März 2019 im Hinblick auf die Debatte zur Revision des Fernmeldegesetzes vom
nächsten Tag zurück. In die Revisionsvorlage war bereits eingegangen, dass der
Bundesrat ermächtigt werde, gegen zu hohe Roaminggebühren vorzugehen. Dies sei das
momentan Mögliche, befand Nationalrätin Schneider-Schneiter, da ohne
Rahmenabkommen mit der EU zur Zeit auch kein Staatsvertrag abgeschlossen werden
könne. 86

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.03.2019
NIKLAUS BIERI
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Im Juni 2017 hatte Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp, BL) unter dem Titel «Tschüss
Roaming-Insel Schweiz» nicht nur eine parlamentarische Initiative, sondern auch eine
Motion eingereicht. Während die parlamentarische Initiative eine Regulierung der
Roamingkosten vorsah, forderte die Motion gleich die Abschaffung der Roaming-
Zuschläge, und zwar für Schweizerinnen und Schweizer in der EU ebenso wie für EU-
Bürgerinnen und -Bürger in der Schweiz. Während die Regulierung der Roamingkosten
Eingang in die Revision des Fernmeldegesetzes fand, blieb die Motion zur Abschaffung
der Roaming-Gebühren einstweilen unbehandelt. Die Motionärin hielt auch nach dem
Abschluss der Revision des Fernmeldegesetzes an ihrer Motion fest, so dass diese im
Juni 2019 in den Nationalrat kam. 
Bundesrätin Sommaruga erinnerte im Ratsplenum an die politische «Grosswetterlage»,
in der zur Zeit ein bilateraler Vertrag mit der EU kaum möglich sei. Sie sei sich auch
sicher, dass ihre Vorgängerin die Roaming-Gebühren längst abgeschafft hätte, wenn es
einen «Zauberstab» gäbe, um dies zu tun. Weil das politisch Mögliche in der Revision
des Fernmeldegesetzes umgesetzt worden sei, bat die Bundesrätin um Ablehnung. Der
Rat folgte diesem Antrag, die Motion wurde mit 99 zu 78 Stimmen (bei 14 Enthaltungen)
abgelehnt. 87

MOTION
DATUM: 04.06.2019
NIKLAUS BIERI

Umweltschutz

Allgemeiner Umweltschutz

Le DFAE a par ailleurs multiplié les démarches afin d'obtenir que Genève puisse
accueillir le secrétariat permanent de la Convention sur les changements climatiques.
Genève se trouve en concurrence avec Bonn, Nairobi (Kenya) et Montevideo
(Uruguay). 88

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 29.08.1994
SERGE TERRIBILINI

Alors que le gouvernement avait proposé en 1993 d'octroyer un crédit de CHF 80
millions pour la rénovation du palais Wilson à Genève en vue d'y créer une «Maison de
l'environnement», la commission de politique extérieure du Conseil national, appuyée
par son homologue du Conseil des Etats, a exigé que le projet soit réexaminé afin de
revoir à la baisse ce montant. Après analyse, la somme a pu être ramenée à CHF 75
millions. Ainsi redimensionné, le projet a été adopté par les Chambres. 89

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.10.1994
SERGE TERRIBILINI

Le directeur de l'Office fédéral de l'environnement (OFE) a annoncé qu'il mettait fin au
projet «Geneva Forum». Ce projet devait encourager le développement durable et
tenir un premier forum test au cours de l'année sous revue. L'annulation du projet a été
décidée, selon le directeur de l'OFE, en raison du fait que son contenu peinait à se
concrétiser et qu'il restait trop flou. 90

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 28.01.1998
LAURE DUPRAZ

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Die Schweiz ist zwar Gründungsmitglied der Weltgesundheitsorganisation WHO,
gewährt deren Hauptsitz in Genf Gastrecht und ist mit einem Jahresbeitrag von 11 Mio.
Fr. die Nummer 14 bei den Geldgebern. Doch in den Chefetagen und im Exekutivrat
suchte man bisher vergebens nach Schweizern. Als die Region im Herbst zwei neue
Mitglieder des 32-köpfigen Exekutivrates stellen durfte, wurde allgemein vermutet, dass
es der international isolierten Schweiz schwer fallen werde, eines der beiden Mandate
zugesprochen zu erhalten. Die Überzeugungsarbeit von BAG-Direktor Zeltner,
zusammen mit seinem Ruf als kompetenter und engagierter Gesundheitspolitiker, trug
jedoch Früchte; ab Frühjahr 1999 wird der BAG-Direktor die Schweiz im WHO-
Exekutivrat vertreten. 91

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 13.05.1998
MARIANNE BENTELI
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Sport

Im Juni 1993 wurde in Lausanne das auf privater Basis finanzierte Olympische Museum
eröffnet. Neben viel Prominenz aus Sport und Politik nahmen auch Bundespräsident
Ogi und der spanische König Juan Carlos an der Inauguration teil. Lausanne ist seit 1915
Sitz des Internationalen Olympischen Komitees (IOC). Ende 1993 verlieh das IOC
Lausanne den Titel der «Olympia-Hauptstadt». 92

ANDERES
DATUM: 23.06.1993
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat reichte die Schweizer Kandidatur für die Beherbergung der
Internationalen Anti-Doping-Agentur (Wada) ein, die ihren provisorischen Sitz in
Lausanne hat. Er stellte der Wada 200'000 Fr. Starthilfe sowie steuerliche
Erleichterungen in Aussicht. Als Hauptargument für die Bewerbung nannte er
Synergieeffekte mit dem Internationalen Olympischen Komitee, welches seinen Sitz
ebenfalls in Lausanne hat, und mit mehreren internationalen Sportverbänden, die sich
am Genfersee niedergelassen haben, sowie die Nähe zu zwei Universitäten mit
naturwissenschaftlichen Abteilungen. Weiter beschloss der Bundesrat, die Beziehungen
zum Internationalen Olympischen Komitee (IOC) in einem Abkommen zu regeln. Damit
sollen die bereits früher dem IOC gewährten Erleichterungen steuerlicher Art
vertraglich verankert werden. 93

ANDERES
DATUM: 15.11.2000
MARIANNE BENTELI

Trotz intensiven Bemühungen der Behörden gelang es nicht, den definitiven Sitz der
Internationalen Anti-Doping-Agentur (Wada) nach Lausanne zu holen. Die Wahl fiel
letztlich auf Montreal (Kanada). 94

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 22.08.2001
MARIANNE BENTELI

Den internationalen Sportverbänden soll zukünftig der administrative Hürdenlauf
erleichtert werden, wenn sie sich in der Waadt niederlassen wollen. Zusammen mit
einem Vertreter des Waadtländer Staatsrats und mit dem Bürgermeister von Lausanne
stellte Sportminister Schmid die entsprechenden Massnahmen vor. Diese betreffen
insbesondere die Einreise in die Schweiz, Aufenthalts- und Arbeitsbewilligungen sowie
Fragen bezüglich Steuern und Immobilienkäufen. 95

KANTONALE POLITIK
DATUM: 18.01.2002
MARIANNE BENTELI
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